
zeſſin Charlotte, der Prinz Albrecht und die Prin-
zeſſin Alexandrine,
Prinzen Albrecht, ſind nach dem Haag abgereiſt,

Beginn der Vorſtellung im hieſigen Theater theilte der Schau
ſpieler Wolff dem Publikum, von der Bühne aus, mit, daß,

geſpielt.

giſtrat eine Sitzung, in der von dem Stadtrath, Syndikus

von 2 Stimmen bejaht war, wurde vom Magiſtrats-Kolle
gium der Beſchluß gefaßt, im Einverſtandniß mit den Stadt-

nachdem zwei Entwurfe zu derſelben als nicht paſſend verwor-

----x„m*-

Vierteljährlicher Abonnements Preis
fär Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer: 22 Sgr. Durch die reſp.

Poſt Anſtälten überall nur
26 Sgr.

Der
R. Se c

Halliſche
für Stadt

Jn der Expedition des Couriers.

T 9C 0 n r 1 C r Buchhandlung von H. Kirchner,
O Unuiverſitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.

Jnſerate für den Courier werden an
genommen: Jn Leipzig in der

Jn Magdeburg in der Creug
ſchen Buchhandlung, Breite

weg No. 156.

Redakteur Dr. Schadeberg.

N. 104.

Deutſchland.
Berlin, d. 5. Mai. Jhre Königl. Hoheiten die Prin

Kinder Sr. Koöniglichen Hoheit des

Königsberg d. 30. April. Geſtern Abend, vor dem

nach brieflichen Nachrichten, die zweite Kammer aufgeloſt ſei.
Auf das Verlangen des Pulikums, Näheres zu erfahren, er-
klärte er, daß er die Zeitungen, ſobald er dieſelben empfangen
habe, mittheilen werde. Dies geſchah nach dem erſten Akte der
Vorſtellung. Er verlas den Bericht des Staatsminiſteriums
vom 27. v. M. und die darauf ergangene Konigliche Verord-
nung. Bei der Nennung der Namen der Miniſter, und der
Verleſung der Worte „von Gottes Gnaden“ lachte ein Theil
des Publikums, und wurden einzelne Ausrufe des Unwillens
laut, auch wurde theilweiſe in ein Pereat mit eingeſtimmt,
welches ein Herr Flögel auf das Miniſterium ausbrachte. Ein
anderer Theil des Publikums rief nach Verleſung der Nachrich-
ten „„Bravo““. Spater wurde die Marſeillaiſe ver r

(D. R.
Königsberg, d. Mai. Geſtern hielt der hieſige Ma-

v. Facius zuerſt die Frage aufgeworfen wurde, ob unter den
jetzigen Zeitumſtänden überhaupt von Seiten des Magiſtrats ein
Schritt geſchehen ſolle. Als dieſe Frage mit einer Majorität

verordneten eine Adreſſe an den König zu richten, und

fen waren ward ein dritter, vom Stadtrath Kähler konzipir-
ter, angenommen. Jn demſelben heißt es, daß die Auflöſung
der Kammern allerdings im Lande eine Mißſtimmung hervor-
rufen würde; ſo wenig man alle Schritte der zweiten Kammer
billigen könne, ſo erkenne der Magiſtrat es doch als ſeine Pflicht
an, ſeine Anſicht dahin auszuſprechen, daß das Miniſterium
Brandenburg im Lande auf großen Widerſtand treffe. Kaum
war dieſer Beſchluß gefaßt worden, als eine Deputation des

Halle, Sonntag den 6. Mai
Hierzu eine Beilage.

1849.

Wahlmanner- und Arbeiter Vereins auf dem Magiſtrate er
ſchien und das Kollegium aufforderte, daß der Magiſtrat eine
Volksverſammlung berufen ſolle, damit der Wille des Volkes
ſich kund gebe und, wie es in Wuürtemberg geſchehen ſei, der
König durch die Kommunen genöthigt würde, die verlangten
Schritte zu thun. Der Magiſtrat hat eine derartige
Zumuthung aber mit Entſchiedenheit abgelehnt,
und die Deputation mußte ſich unverrichteter Sache entfernen.
Jn der darauf ſtattgefundenen Nachmittags Sitzung der Stadt-
verordneten haben dieſelben mit der Majoritat von einer Stim
me beſchloſſen, ſich an der Adreſſe zu betheiligen, und den Ma
giſtrat zu erſuchen, die Volksverſammlung einzuberufen. (D. R.)

Elberfeld, d. 1. Mai. Auf den Antrag des Gemein-
deverordneten Dr. Höchſter war heute Morgen der Gemeinde
rath in einer außergewöhnlichen Sitzung verſammelt. Da der
Gemeinderath in dem Ausſpruch des Miniſteriums, „daß die
Mehrzahl der Gutgeſinnten gewiß die Auflöſung der 2. Kam
mer billigen wurde einen Appel an das Volk erblickte und
die große Wichtigkeit des jetzigen Augenblicks erkannte, ſo erach
tete er fur ſeine Pflicht, offen und unumwunden ſeine Anſicht
über die Auflöſung der 2. Kammer auszuſprechen. Nachdem
nun der Antragſteller, Dr. Hoöchſter, ſeinen Antrag dahin mo
tivirt hatte, daß das Miniſterium durch die Auflöſung der 2.
Kammer das Land in eine gefahrdrohende Aufregung verſetzt
habe, deren Ende nicht abzuſehen ſei wurde deſſen Antrag:
Gemeinderath wolle ſich dahin ausſprechen, daß er dieſem Schritte
des Miniſteriums nicht nur keinen Beifall zolle, ſondern ihn
ſogar mißbillige, mit 16 gegen 7 Stimmen in geheimer Ab-
ſtimmung anerkannt. Der 2. Antrag des Hrn. Dr. Hoöchſter
lautete dahin

„Gemeinderath wolle ſeine Anſicht dahin ausſprechen, daß
das Wohl Deutſchlands durch die Annahme der Reichsver

„faſſung am Beſten gefordert und gekräftigt werde.
Alle Anweſenden erkannten mit großem Bedauern, daß

unſer König ſich nicht zu der Annahme der ihm angebotenen
Kaiſerwurde habe verſtehen können darin theilten ſich indeß
die Anſichten, daß die Einen glaubten, wenn ſchon die Reichs
verfaſſung ihre Mangel und Gebrechen hatte, es am Ende doch
das kleinſte unter zwei zu wählenden Uebeln ſei, während die
Andern glaubten unſer König könne die Reichsverfaſſung tale
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quale nicht, ſondern nur modificirt annehmen. Dieſe Anſicht
ſprach ſich denn auch bei der namentlichen Abſtimmung in-
dem 12 Stimmen fur die Ablehnung des Antrags und 11
Stimmen für deſſen Annahme ſich ausſprachen.

Köln, d. 3. Mai. Die Kölner Zeitung“ enthält fol-
gende Aufforderung

An alle Gemeinde-Verordneten der Rheinprovinz.
Mit Bezug auf den heutigen Beſchluß des hieſigen Gemeinderaths

(ſ. die geſtr. Nr. d. C.) erlauben ſich die Unterzeichneten, zu der
Verſammlung von Mitgliedern aller Gemeinderäthe der Rheinprovinz

einzuladen um in Betracht der bedenklichen politiſchen Lage des deutſchen
Vaterlandes über möglichſt gleichmäßige Schritte beim Könige zu berathen,
damit die allgemeine Meinung des rheiniſchen Volkes offen und unzwei-
deutig einen geſetzlichen Ausdruck finde.

Wir haben uns erlaubt, dazu
Dienſtag den 8. Mai, Vormittags 9 Uhr,

und als Ort der Verſammlung
den großen Caſino-Saal dahier

zu beſtimmen und beehren uns, alle Gemeinde Verordneten der Provinz
z r dieſe Verſammlung durch Abgeordnete aus ihrer Mitte zu
rn Abgeordneten können die nöthigen Eintrittskarten von Montag

den 7. Mai Nachmittags 5 Uhr ab, im Bönniſchen Poſthauſe bei Hil-
gers am Caſinoplatze in Empfang nehmen, wo mehrere der Unterzeichne
ten anweſend ſein werden.

Köln, den 2. Mai 1849.
Die Mitglieder des Gemeinderathes zu Köln:

H. J. Becker. G. A. Böcker. D. Broix. J. Du Mont.
leaume. B. J. Klein. P. Michels. D. Nückel.
J. Schmitz. E. Schneider.

Dresden d. 3. Mai. Um 1 Uhr wurde für die Com-
munalgarde Appel geſchlagen und Glockenſignal gegeben, um,
wie ein Placat ſagte, den Abtheilungen die Antwort des
Königs mitzutheilen und die in den geſtrigen Urverſammlun-
gen beſchloſſene Parade abzuhalten, welche jedoch auf Befehl
des Generalcommandos unterſagt worden iſt. Die auf dem
Altmarkt aufgeſtellten Bataillone gingen bis auf angeblich zwei
unter einem dreimaligen Hoch auseinander. Das neuſtädter
Bataillon ſteht in dieſem Augenblicke noch vor dem Rathhauſe.
Gleichzeitig ruckten auch mehrere Abtheilungen Jnfanterie ins
Schloß. Sechs Geſchütze ſind in der Cavalleriekaſerne unter
einer entſprechenden Jnfanteriebedeckung aufgeſtellt, ebenſo meh-
rere Geſchütze im Zeughauſe. Die Artillerie marſchirte unter
Hurrahruf hinter ihren Kanonen über die Brücke. Alle Ein-
gänge des königl. Schloſſes ſind geſperrt und von außen durch
die Menge verrammelt worden. Eine zahlloſe Menſchenmenge
wogt durch die Straßen es wurden dort Reden gehalten, und
die Luſt zu Gewaltthatigkeiten ſcheint ſich in dem Maße zu ſtei-
gern, als das Gerucht immer mehr Glauben findet, daß preu-
ßiſche Truppen einrücken ſollen. An mehreren Orten macht
man einen Anfang zur Sperrung der Paſſage. Jn dieſem Au-
genblicke treten die Stadtverordneten zu einer außerordentlichen
Sitzung zuſammen um über die Niederſetzung eines Verthei-
digungsausſchuſſes zu berathen. Später wurde die Communal-
garde nochmals durch Generalmarſch verſammelt. Man hatte
die Kirchen erbrochen, man lautete Sturm, und ein Volks-
haufe verſuchte das Zeughaus zu ſtürmen. Das Militär ver-
theidigte daſſelbe, es wurde häufig gefeuert, und man ſah meh-
rere Todte über den Neumarkt tragen und fahren. Ob das
Eindringen in das Zeughaus den Angreifern gelungen, darüber
waren die Gerüchte verſchieden. Ein hoöherer Offizier ſoll ge
blieben ſein. Jndeſſen ſcheinen die ſich nach der Richtung des
Zeughauſes bewegenden Maſſen durchaus unbewaffnet zu ſein.
(Augenzeugen verſichern, daß im Augenblicke, wo ſie die Stadt
verlaſſen, gegen 7 Uhr, Barricaden im Jnnern der Stadt er
richtet wurden. Man hoört keine Schüſſe mehr. Militarpa
trouillen durchziehen die Stadt, vor dem Schloſſe ſind Kano-
nen aufgefahren, die Communalgarde ſcheint abgetreten. Der

Th. Guil-
Riffart.

König hat die Stadt nicht verlaſſen, ſoeben ſind noch Deputa-
tionen von ihm angenommen worden. Wie man hoört, haben
ſie leider keine günſtigere Entſcheidung, wie die bereits bekann-
ten, zu erlangen vermocht.

Dresden, Neuſtadt, d. 3. Mai (halb 5 Uhr Nachmit-
tags). Soeben iſt der erſte Angriff von dem Volk auf das
Zeughaus gemacht und von dem dort poſtirten Bataillon
Prinz Albert ſind die erſten drei Salven gegeben worden. Fünf
Todte und mehrere Verwundete ſind die erſten Opfer. Man
fahrt die Todten auf Wagen unter Racheruf hinweg. Die
Sturmglocken ertöonen, der Generalmarſch wirbelt durch die
Straßen das Rathhaus wird erſturmt und auf dem Altan deſs-
ſelben die ſchwarz roth goldene Fahne aufgepflanzt. Weiter
vernimmt man, daß der Commandant der Communalgarde,
Kaufmann Lenz, niedergelegt hat und ſtatt ſeiner Oberſtlieute-
nant Heintze zum Commandanten erwaählt worden iſt. Vor dem
Schloß auf dem Bruückenplatze wogt eine Menſchenmenge. Steine
wirft man nach den Fenſtern des Wohnzimmers des Konigs
zwei derſelben werden zertruümmert.

(5 bis 6 Uhr.) Jetzt rückt das Neuſtädter Bataillon der
Communalgarde über die Brücke. Aber hinterher raſſeln vier
Geſchütze und mehrere Schwadronen des leichten Reiterregiments,
welche ſich auf dem Bruückenplatze, dem koöniglichen Schloſſe ge
genüber aufſtellen man hört Kanonenſchüſſe. Es iſt am Zeug-
hauſe. Das 5. Bataillon der Communalgarde ſoll mit einer
Kartätſchenlage empfangen worden ſein und mehrere Todte und
Verwundete haben. Barricaden werden errichtet. Bald iſt die
ganze Schloßgaſſe verbarricadirt, das literariſche Muſeum wird
von einer Abtheilung der Turnerſchaar beſetzt und die übrigen
Häuſer von Eommunalgardiſten. Ebenſo ſoll der Neumarkt
verbarricadirt ſein, und namentlich erhebt ſich am Ausgange der
Wilsdrufer-Gaſſe, nach dem Poſtplatze zu, eine Barricade, wel-
che bis in das erſte Stock der anliegenden Häuſer reicht. Das
Straßenpflaſter wird aufgeriſſen und die Straßenſchleußen wer-
den aufgedeckt, um der Cavallerie das Manoeuvriren zu er-
ſchweren.

(6 bis 7 Uhr.) Die Turnerſchaar beſetzt das dem Zeughauſe
gegenüber befindliche Gebäude des kliniſchen Jnſtituts, und ihre
Schüſſe beſtreichen auf dieſe Weiſe einen Theil des Zerighausho-
fes. Mit einem Wagen ſtößt man das eine Thor des Zeug-
hauſes ein, aber in dem Augenblicke, wo das Thor zuſammen-
bricht, kracht ein Kanonenſchuß aus dem innern Raume, und
es giebt abermals Todte und Verwundete. Das Stadtverord-
netencollegium und ein Theil des Stadtraths haben ſich perma-
nent erklärt und halten auf dem Altſtädter Rathhauſe ihre
Sitzungen. Die Menge ſchreit nach Munition und Waffen.
Dr. Minckwitz, Obriſtlieutenant Heintze (früher in griechiſchen
Dienſten), der frühere Landtagsabgeordnete, und Dr. Tzſchirner
erſcheinen auf dem Rathhausbalcon, mahnen zur Geduld und
verſprechen Waffen und Patronen herbeizuſchaffen. Es wird
aus der Mitte des Stadtverordnetencollegiums und des Stadt-
raths an den König geſendet, der abermals unter tiefer Bewe-
gung eine abſchlägige Antwort ertheilt. Jetzt ſcheint man eine
Art proviſoriſcher Regierung eingeſetzt und Tzſchirner mit der
weitern Leitung des Aufſtandes beauftragt zu haben.

Jndem er dies vom Balcon aus der Menge bekannt macht,
fällt ein Schuß, man glaubt auf ihn, aber ohne ihn zu tref-
fen. Der Commandant der Communalgarde, Kaufmann Lenz,
ſoll gemißhandelt und in Gewahrſam gebracht worden ſein.
Die ganze Aliſtadt und einige Vorſtadte ſind noch in den Han-
den der Maſſen, denn die Bewegung hat nun einen ganz an
dern Charakter angenommen, die deutſche Frage ſcheint in den
Hintergrund getreten zu ſein und nach Allem zu urtheilen, tre
ten repuelikaniſche Tendenzen immer mehr voran.

welche

ſung iſt
nothwen

heitsaus
terzeichn

Dresden
gen und
ben. W
welche d
ten des
fordern
gierung
Parlem
der pror
det kein
Einheit
Stunde
Sclaver
ner.



(7 bis 9 Uhr Abends. Wir ſind hier in der Neuſtadt von
DOem, was in dieſem Augenblicke drüben vorgeht, nur dürftig
unterrichtet, indem ſeit 9 Uhr die Brückenpaſſage ganz gehemmt
oder doch wenigſtens ſehr erſchwert iſt. Es ſcheint aber in den
innern Stadttheilen eine Art Schreckensherrſchaft ausgeübt zu

anderer braver Soldaten, vergeßt nicht, daß Jhr vereidete Staatsbürger
ſeid, und daß Jhr für Aufrechthaltung der Rechte und Freiheiten des Vol
kes zu wachen habt. Jhr ſeid erwählt, dem Volke zu zeigen, daß Jhr
mit ihm geht, nicht gegen daſſelbe ſeid. Soldaten! Auf denn hal
tet zu uns, die proviſoriſche Regierung hat die Pflicht, in der jetzigen
Zeit die Gefahr des Vaterlandes abzuwenden, und braucht Eure Kräfte.
Die proviſoriſche Regierung. Tzſchirner. Heubner. Todt.werden, und die republikaniſch- demokratiſche Partei allein den

s Kampf fortführen zu wollen, deſſen endlicher Ausgang kaum Leipzig, d. 4. Mai. Soeben erſcheint folgendes
on J zweifelhaft ſein dürfte, da man vielleicht noch im Laufe dieſer Placat:
nf Nacht die Mittel in die Hand bekomme, den Aufſtand zu däm- Mitbürger! Unſere gemeinſchaftliche Deputation, beſtehend aus dem

li Vicebürgermeiſter Koch, Stadtrath Fleiſcher, Vorſteher Werner undn pfen. Das Kleingewehr ſchweigt und man h ießt daraus, Vicevorſteher Dr. Rüder, welche wir geſtern mit dem Auftrage nach
ſie daß man auf beiden Seiten eine Waffenruhe eingegangen habe. Dresden entſendet haben, Se. Maj. den König wiederholt um Anerken
die Um 10 Uhr hört man wieder feuern und Generalmarſch nung der Reichsverfaſſung ſowie darum dringend anzügehen daß er nur

deutſchgefinnte, der Reichsverfaſſung unbedingt ergebene Miniſter in ſeinen
Rath berufen möge, iſt von dieſer im Verein mit den Deputirten des aka
demiſchen Senats, dem Hrn. Rector Prof. Erdmann und Prof. Al
brecht, unternommenen Sendung in verwichener Nacht zurückgekehrt und hat
uns über deren Erfolg berichtet, daß Se. Maj. der König ſie zwar wohl
wollend empfangen und die Lauterkeit der Beweggründe zu obigen Anfo

derungen anerkannt, fich jedoch dahin ausgeſprochen habe, daß er obſchon
Der beginnende Morgen zu jedem perſönlichen Opfer für die deutſche Einheit bereit, es mit ſeiner

eſ- J ſchlagen. Die Waffenruhe mag alſo zu Ende gegangen ſein.
Zwei Geſchütze der reitenden Artillerie raſſeln herbei, um die
Brücke nach der Neuſtädter Seite hin am Blockhauſe zu decken.

te- I Beim Auffahren ware es beinahe zu Conflicten gekommen, in-
dem die Cavallerie eine Charge machen mußte, und die Kano-

ne nen zu laden m en G
(11 Uhr.) Es i les ruhig. eberzeugung nicht in Einklang bringen könne, di ichsverfawird die Erneuerung des hoffentlich nur noch kurzen Kampfes Kugr n ſo Ange dieſer Schrirt von Hrenßer e de

bringen. Zuzug wird von allen Seiten zwar erwartet, aber than ſei, anzuerkennen, da er in derſelben, wie ſie von der National
ie di i ugenblicke ſtehen, iſt an einen Sieg verſammlung verkündet worden kein Heil für das Vaterland erblicke. Diewie W Freen n Beſein Aug ren iſt 4 Deputation hat ſich trotz dieſes ablehnenden Beſcheids nicht davon abhalten

der Maſſen nicht zu glauben. Die Neuſtadt iſt vollkommen
ruhig. Das Militair, ſo weit uns zur Kenntniß gelangt iſt,
hat eine feſte Haltung bewahrt.

4. Mai (früh 5 Uhr). Um 3 Uhr hat der Kampf auf
der Schloßgaſſe wieder begonnen Sturmgelaute und Kleinge-
wehrfeuer. Von dem Militair ſind auf der Schloßgaſſe zwei
Barricaden genommen fremdes Militair iſt noch nicht eingerückt.

Dresden, d. 4. Mai, Mittags 12 Uhr. Das Militär
zieht ſich aus der Altſtadt nach der Neuſtadt; es iſt Waffen-
ſtillſtand man hofft wieder und es iſt moöglich, daß ſich Alles
noch auf dem Wege der Unterhandlung ausgleichen wird. Nur

das Zeughaus bleibt vom Militär beſetzt. Die Plakate, welche
den Waffenſtillſtand verkündigen ſollen, ſind ſchon unter der
Preſſe.

4 Uhr Nachm. Eine Waffenruhe iſt eingetreten, in Folge
deren das Militär die Altſtadt geräumt hat, bis auf das Schloß,
den Schloßplatz, die Bruhl'ſche Terraſſe und das Zeughaus,
welche es, ſowie die Brücke und die bis jetzt noch ganz ruhige

Neuſtadt, noch beſetzt halt. Dieſen Mittag trafen noch die
Schützen aus Leipzig hier ein. Eine proviſoriſche Regierung
hat ſich konſtituirt, die ſoeben folgende Proklamationen erlaſ-

ſen hat:
Mitbürger! Der König und die Miniſter ſind entflohen, das

Land iſt ohne Regierung, ſich ſelbſt überlaſſen worden die Reichsverfaſ
ſung iſt verleugnet. Mitbürger! Das Vaterland iſt in Gefahr! Es iſt
nothwendig geworden eine proviſoriſche Regierung zu bilden, der Sicher-
heitsausſchuß zu Dresden und die Abgeordneten des Volks haben nun un-
terzeichnete Mitbürger zur proviſoriſchen Regierung ernannt. Die Stadt
Dresden iſt dem Vaterlande mit dem rühmlichſten Beiſpiele vorangegan
gen und hat geſchworen mit der Reichsverfaſſung zu leben und zu ſter-
ben. Wir ſtellen Sachſen unter den Schutz der Regierungen Deutſchlands,
welche die Reichsverfaſſung anerkannt haben. Zuzug von allen Ortſchaf-
ten des Vaterlandes iſt angeordnet und wird hiermit angeordnet. Wir
fordern den ſtrengſten Gehorſam für die Befehle der proviſoriſchen Re
gierung und des Oberkommandanten Oberſtlieutnant Heintze. Wir werden
Parlementäre an die Truppen ſenden und ſie auffordern, den Befehlen
der proviſoriſchen Regierung gleichfalls Gehorſam zu leiſten. Auch ſie bin-
det keine andere Pflicht, als die, für die beſtehende Regierung für die
Einheit und Freiheit des deutſchen Vaterlandes. Mitbürger die große
Stunde der Entſcheidung iſt gekommen! Jetzt oder nie. Freiheit oder
Sclaverei! Wählt! Die proviſoriſche Regierung Tzſchirner. Heub-
ner. SDodt.

Soldaten! Brüder! Die proviſoriſche Regierung welche nach
der Flucht des Königs und der Miniſter in der Stadt Dresden niederge
ſetzt worden iſt, ruft Euch zu, das Land gemeinſchaftlich mit ihr zu
ſchützen, dem Volke die Bruderhand zu reichen und Euch zur Verfü-
gung der Landes und Reichsverfaſſung zu ſtellen. Folgt dem Beiſpiele

laſſen ihre Bitten in Gemeinſchaft mit den Deputirten der dresdner Cor-
porationen bei dem König dann dringender noch zu wiederholen als be
reits ein blutiger Zuſammenſtoß ſtattgefunden hatte; leider blieb der Er
folg der frühere. Mitbürger! Wir find hiermit in eine ſchwere Kata-
ſtrophe eingetreten. Unſere weiteren Schritte werden euch zeigen daß wir
dieſelbe unſern bisher in der deutſchen Verfaſſungsfrage ausgeſprochenen
Grundſätzen getreu in Gemeinſchaft mit unſerer pflichtgetreuen Bürgerwehr
durch entſchiedene Haltung zu löſen unabläſſig bemüht, dabei aber auch
unvergeſſen ſein werden unſern Pflichten die uns die Unverletzlichkeit der
Perſon wie des Eigenthums auferlegt, zu genügen. Dazu bedürfen wir
nicht fremder Truppen, von deren Einrücken wir durchaus noch keine
Kenntniß, gegen deren Berufung wir jedoch vorſorglich be-
reits Verwahrung eingelegt haben, wohl aber eurer Unterſtützung
und wir zählen auf euch feſt und vertrauensvoll, denn wir wiſſen daß
euch, wie uns, die Perſon und das heimiſche wie das unſerer Obhut an
vertraute fremde Eigenthum heilig iſt. Mitbürger! Hegt zu euren geſetz
lichen Vertretern wie zu unſerer Bürgerwehr das vollſte Vertrauen, wie
wir dies zu euch hegen! Leipzig am 4. Mai 1849. Der Rath und
die Stadtverordneten der Stadt Leipzig. Klinger. Werner.

Leipzig, d. 4. Mai. Geſtern Abend wurde außer zu
einer Volks verſammlung, welche durch ein Placat mit
der Ueberſchrift Sturm ausgeſchrieben ward, auch die
Communalgarde durch ein Placat ohne Namensunter-
ſchrift zu einer Verſammlung eingeladen, um ſich daruüber
klar zu werden, welche Stellung ſie in der deutſchen Verfaſ-
ſungsfrage der Regierung gegenüber einzunehmen habe. Letz
tere fand im Garten des Hotel de Pruſſe ſtatt und war uüber-
raſchend ſpaärlich beſucht. Es mochten circa 200 Perſonen an
weſend ſein, als ſich die Verſammlung fur beſchlußfahig erachtete
und unter dem Vorſitz des Buchhandlers Schreck einen durch Hrn.
Hoßfeld geſtellten Antrag genehmigte, der in der Erklärung zu
ſammenlief, daß die Communalgarde Leipzigs die Reichsverfaſ-
ſung als rechtsgultig anerkenne und der Nationalverſammlung
zur Durchfuhrung derſelben ihre kraäftigſte Unterſtützung zu
ſage. Es fand indeſſen dieſer Beſchluß alsbald von vielen Sei-
ten lebhafte Anfechtung; einerſeits machte man dem Praſidium
den Vorwurf, daß es bei der Diskuſſion und Abſtimmung die
parlamentariſchen Formen ganzlich außer Acht gelaſſen habe,
und andererſeits verneinte man die Competenz der Verſamm-
lung, für die geſammte Communalgarde Beſchluſſe zu faſſen.
Der letztere Einwand gewann die Oberhand, und ſo wurde
denn nun ein anderer Antrag geſtellt, der dahin ging, den Com
mandanten der Communalgarde aufzufordern, letztere ſofort, es
war gegen 8 Uhr Abends, durch Appel zuſammenzurufen und

n derſelben den oben angedeuteten Beſchluß zur Abſtimmung



zu bringen. Eine Deputation, als deren Führer Hr. Hoßfeld
auftrat, bildete ſich ohne weitere Wahl, um dem Communal-

ardencommandanten die Aufforderung der Verſammlung zu
überbringen.

Der Commandant der Communalgarde ertheilte der Depu
tation auf ihre Forderung eine abſchlagliche Antwort und er-
klärte, wenn man ihn zwingen wolle, ſeine Befugniſſe zu über
ſchreiten, werde er ſeine Stelle niederlegen. Dieſe Erklärung
befriedigte die Majorität der Verſammlung nicht, doch fiel ein
Mißtrauensvotum für den Commandanten, das der Vorſitzende
beantragte, auf das entſchiedenſte durch. Es wurde jetzt darauf
hingearbeitet, ein Mittel aufzufinden, die Communalgarde zu
ſammenzurufen, reſp. den Commandanten zu veranlaſſen, in
der Nacht noch Appel ſchlagen zu laſſen. Jede Aeußerung,
dies auf morgen zu verſchieben, wurde mit „zu ſpät“ verwor-
fen, und der aus der Verſammlung hervorgehende Vorſchlag,
eine Straße abzuſperren und hierdurch Generalmarſch zu pro-
vociren, wurde mit großem Beifall aufgenommen und entführte
der Verſammlung den größten Theil ihrer Mitglieder, um vom
Berathen zum Handeln“ überzugehen. Das Bekanntwerden
der Antwort, welche die mittlerweile aus Dresden zurückgekehrte
Deputation erhalten, vermehrte das Verlangen nach General
marſch und die Verſuche, ihn herbeizuführen, von einer Seite
her. Da indeſſen etwas Beſorgnißerregendes in dieſen Verſu-
chen durchaus nicht wahrgenommen wurde, ſo konnte das Com-
mando der Communalgarde ſich hierdurch nicht veranlaßt ſehen,
die Stadt durch Generalmarſch zu alarmiren, bis um 11 Uhr
plötzlich die Sturmglocke ertönte; nun wurde Appel geſchlagen.
Mit Gewalt hatte ſich eine Anzahl Perſonen Zugang zu den
unbeſetzten Thurmen der Thomas und Nikolaikirche verſchafft
und die Glocken angezogen. Die Communalgarde traf auf ih-
ren Sammelplätzen ein ein Commando derſelben verhaftete die
Sturmlaäutenden auf dem Thomaskirchthurm und wies einige
ſchwache Verſuche zu deren Befreiung mit Gewehr beim Fuß
zurück. Ein Bataillon brachte der deutſchen Verfaſſung ein
dreimaliges Hoch damit ging die Sache zu Ende und die Menge
verlief ſich. Als die Communalgarde früh 2 Uhr abtreten
wollte, ging die Nachricht ein, daß am Frankfurter Thor zwei
Barrikaden errichtet worden ſeien, um den angeblich von Wei-
ßenfels anrückenden Preußen den Eingang zu wehren. Es war
in der That der Verſuch gemacht, außerhalb des Thores durch
zwei Frachtwagen und einige Bretter die Straße zu ſperren,
ſowie das Thor innerhalb der Stadt durch zwei andere Fracht-
wagen und einige Pflaſterſteine zu verrammeln. Allein als ge-
gen 3 Uhr einige Compagnieen Communalgarde hinausruckten,
um die Abtragung der Barrikaden zu ſchützen, fanden ſie die
ſelben verlaſſen und die nächſte Umgebung in tiefſter Ruhe.

Leipzig, d. 4. Mai, Nachmittags 5 Uhr. Soeben iſt
mit dem letzten Bahnzuge ein Zuzug nach Dresden abgegan-
gen. Es mochten im Ganzen einige Hundert Mann ſein, von
denen ein Theil bewaffnet war. Eine Bekanntmachung des
Kommunalgardenausſchuſſes fordert Diejenigen, welche für die
Sicherheit der Stadt unter die Waffen zu treten verlangen,
auf, ſich bei dem Ausſchuſſe behufs der Einreihung in bereits
beſtehende Kompagnieen oder etwaiger Bildung neuer freiwilli-
ger Kompagnieen zu melden.

Abends 8 Uhr. Die hieſigen politiſchen Vereine hatten
ſich zu gemeinſamem Handeln fur die Durchfuhrung der deut-
ſchen Reichsverfaſſung vereinigt. Die Bekanntmachung des
Kommunalgardenausſchuſſes, wodurch dieſer Allen, welche die
Waffen führen wollen, den Eintritt in die Kommunalgarde ge-
ſtattet, ihnen aber ihre Bewaffnung ſelbſt überlaſſen zu muſ-
ſen erklärt, hat, wie wir horen, eine Spaltung in den Verei-
nen herbeigeführt. Wenigſtens erklären der deutſche Verein

und der Bertling'ſche Vaterlandsverein in einem Plakate, daß
ſie aus dem Ausſchuſſe der geſammten politiſchen Vereine Leip
zigs ausgetreten ſeien, weil die Mehrzahl dieſes Ausſchuſſes
den Beſchluß gefaßt habe, gegen die Kommunalgarde und die
Behoörden der Stadt Gewalt zu brauchen. Der Rath und die
Stadtverordneten haben in gemeinſamer Sitzung beſchloſſen, den
Stadtverordneten Adv. Cichorius als Bevollmächtigten nach
Frankfurt zu ſchicken, um die Centralgewalt zu erſuchen, die
Löſung des zwiſchen König und Volk in Sachſen über die
Reichsverfaſſung entſtandenen Konfliks zu übernehmen.

Leipzig, d. 4. Mai Nachmittags 5 Uhr). Von dem
heute Morgen erlaſſenen, oben mitgetheilten Placat des Stadt-
rath und der Stadtverordneten ſchien keine Partei befriedigt.
Es fanden ſich Abgeordnete, man ſagt aller hieſigen politiſchen
Vereine, auf dem Locale des Communalgardenausſchuſſes ein,
und beantragen, der Commandant ſolle Befehl ertheilen, daß
mehrere Bataillone nach Dresden als Zuzug geſendet wurden.
Dies konnte, als völlig außer dem Geſetz, ſowie auch das Ver-
langen nach Waffen und Munition nicht gewährt werden. Bald
ſammelten ſich nun wieder Maſſen vor dem Rathhaus, und ver
langten auch hier Waffen, die eine Gewehrhandlung, nachdem
noch die Führer der politiſchen Vereine ſolche gepruüft, gegen
Sicherſtellung des Stadtraths zu liefern zugeſagt. Dies lehnte
derſelbe aber ebenfalls ab, wie die Beforderung von Zuzug
nach Dresden. Während der Verhandlung ſdarüber ſcheint es
zwiſchen der zum Schutz des Rathhauſes aufgeſtellten Commu-
nalgardenabtheilung und den Andrängenden zu Reibungen ge-
kommen zu ſein, in deren Folge nach 1 Uhr Generalmarſch ge-
ſchlagen wurde. Die Maſſen zogen ſich nach Aufforderung nun
auf den Fleiſcherplatz, um dort, als mehr Raum gewahrend,
weiter über den Zug nach Dresden zu berathen. Sowohl der
leipzig-dresdner Bahnhof als der Fleiſcherplatz wurden alsbald
durch Communalgarde beſetzt. Ein geſchriebenes Placat, an
die fremden Kaufleute gerichtet, lautet:

An die fremden Kaufleute. Unterzeichnete politiſche Vereine
Leipzigs halten es für ihre Pflicht, die fremden Kaufleute zu verfichern,
daß durch die außerordentlichen politiſchen Maßregeln, welche ihrerſeits
ergriffen wurden, weder die Sicherheit des Eigenthums noch der Perſo-
nen, wie auch die Sicherheit des Verkehrs durchaus nicht gefährdet ſein
würde. Leipzig 4. Mai 1849. Die ſämmtlichen politiſchen Vereine Leip
zigs. Dr. Reclam. Haſſenſtein. Dr. Göſchen. Oelckers.

Jndeß wird ohnehin die Meſſe ſchon jetzt als beendet an

geſehen. (O. A. 3.)Leipzig, d. 5. Mai. Die Leipziger Zeitung enthält
folgende Bekanntmachung

Von verſchiedenen Seiten ſind ſowohl an Se. Maj. den König, als
an das Geſammtminiſterium Adreſſen eingegangen, in welchen die ſofortige
Anerkennung der von der deutſchen Nationalverſammlung verkündeten
Reichsverfaſſung beantragt wird. Jn gleichem Sinne hatte ſich eine von
den Kammern nach deren Auflöſung eingereichte Landtagsſchrift ausgeſpro
chen. Jn Erwiderung dieſer Kundgebungen ſieht ſich das Miniſterium
zu nachſtehender Erklärung veranlaßt.

Nachdem gemäß der Verordnung vom 10. April vor. Jahres die Wah
len von Nationalvertretern für das zwiſchen den Regierungen und
dem Volke zuſtandezubringende deutſche Verfaſſungswerk erfolgt waren,
blieb der Regierung das Recht der freien Zuſtimmung zu den Beſchlüſſen
der zu ſolchem Endzweck zuſammengetretenen Nationalverſammlung ſelbſtver
ſtanden vorbehalten. Die Regierung hat ſeitdem jederzeit ihre Beſtrebun-
gen dahin gerichtet daß eine Vereinbarung zwiſchen den Regierungen
Deutſchlands und der Nationalverſammlung ermöglicht werde, ſie hat aber
auch, und zwar in Uebereinſtimmung mit den ſächſiſchen Kammern, bei
mehrfacher Gelegenheit jenes Recht der Zuſtimmung gewahrt. Jndem nun
die Regierung ſich berufen ſah, zu erwägen, in wie weit ſie von dieſem
Rechte gegenüber der von der Nationalverſammlung beſchloſſenen Verfaſ
ſung Gebrauch zu machen habe, konnte ſie ſich zunächſt erheblicher Zweifel
darüber nicht enthalten ob dieſe Verfaſſung in allen ihren Theilen geeig
net ſei, die Einheit Deutſchlands auf dauerhafter Grundlage aufzurichten
und für das wahre Heil des weitern und engern Vaterlandes beruhigende
Bürgſchaften zu gewähren. Gleichwohl würde ſie in Berückſichtigung der
im eignen Lande erfolgten vielfachen Kundgebungen zu Gunſten einer ra



ſchen Anerkennung der Verfaſſung ſich allerdings die Frage habe ſtellen
müſſen, ob ſie nicht dieſe ihre ernſten Bedenken der Erreichung des Einen
großen Zieles, nämlich der thatſäch ichen Herſtellung der deutſchen Einheit
unterzuordnen habe, hätte es ſich w.rklich darum gehandelt, daß die Löſung
dieſer Aufgabe nicht durch das Zu rückhalten ihrer Entſchließung verzögert
werde. Allein es war und iſt dieſe Bedingung nicht erfüllt. Für die ein
heitliche Geſtaltung Deutſchlands haben Se. Majeſtät der König widerholt
die nöthigen Opfer zu bringen Sich bereit erklärt. So lange aber von
Seiten der größten deutſchen Staaten die entſchiedene Weigerung beſteht,
die in Frankfurt verkündete Verfaſſung anzunehmen ſo lange insbeſondere
der ausgedehnteſte deutſche Staat, ſo lange Preußen ohne welches ein
deutſches Reich nicht gedacht werden kann, mit ſeinem Eintritt in den
Bundesſtaat auf Grund dieſer Verfaſſung zurückſteht, kann bei ruhiger
Erwägung der Verhältniſſe kaum ernſtlich erwartet werden daß die ſäch-
ſiſche Regierung ſchon jetzt unbedingt auf ihre bisherige Selbſtſtändigkeit
verzichte. Die Regierung Preußens hat die Nationalverſammlung zu einer
Vereinbarung über einige ihr nothwendig ſcheinende Abänderungen der Ver-
faſſung aufgefordert und die Hoffnung ausgeſprochen zu einem Einver-
ſtändniß mit ihr zu gelangen. Die ſächſiſche Regierung wird aber ihrer-
ſeits den Beweis zu liefern wiſſen daß ſie die thatſächliche Herſtellung der
deutſchen Einheit nicht aufzuhalten beſtrebt iſt, und ſobald nur das An-
erkenntniß der Reichsverfaſſung von Seiten Preußens erfolgt iſt, in gleicher
Weiſe dazu vorſchreiten.

D.resden, den 3. Mai 1849.
Geſammt miniſterium.

Dr. Zſchinsky. v. Beuſt. Rabenhorſt.
München, d. 1. Mai. Das Regierungsblatt ent-

hält folgenden Erlaß des Miniſteriums
„„Sr. Majeſtät dem Könige ſind mehrere Adreſſen zugeſendet worden,

in welchen um ungeſäumte Einberufung der Kammern und Anerkennung
der deutſchen Reichs Verfaſſung gebeten wird. Se. Majeſtät haben die
Adreſſen an das unterzeichnete Geſammt Staatsminiſterium gelangen laſ
ſen, und dieſes ſieht ſich hierdurch veranlaßt zu erklären 1) daß bei dem
nahe bevorſtehenden Zuſammentritte der Kammern, welcher jedenfalls am
15ten folgenden Monats ſtattfinden wird, keine genügenden Gründe zur
Zurücknahme der Vertagungs Entſchließung vom 15ten laufenden Monats
vorhanden ſeien, 2) daß die Staats Regierung ihre Anſicht über die
deutſche Reichs Verfaſſung in der Erklärung vom 23. d. M. zu erkennen
gegeben habe und hierauf um ſo mehr verweiſen müſſe, als von den Re
gierungen der beiden größten deutſchen Staaten Erklärungen im gleichen
Sinne abgegeben worden find. München, den 27. April 1849. König-
liches Geſammt Staatsminiſterium. von Leſuire. von Kleinſchrod.
Dr. Aſchenbrenner. von Forſter. Dr. Ringelmann. von
der Pfordten.

Dem Staats Miniſter der Finanzen iſt das folgende Hand
ſchreiben Sr. Majeſtät des Konigs Ludwig zugegangen

„„Herr Staats Miniſter der Finanzen! Von dem Geſammt Mini-
ſterium habe ich geſtern ein Schreiben, das Darlehen an Griechenland be
treffend bekommen worauf ich an Sie gerichtet, in deſſen Bereich
dieſer Gegenſtand vorzüglich gehört die Erwiederung abgebe, daß ich
bereits vorgehabt hätte, dieſe Darleihensfrage auf eine dem bayeriſchen
Staatshaushalte genügende Weiſe zu vereinigen, jedoch die weitere Erkla
rung bis zum Eintreffen einer bald zu erfolgen habenden Rückanwort mei-
nes Sohnes, des Königs von Griechenland, dem ich geſchrieben, mir vor
behalten müßte. Wünſche, daß von dieſer meiner Erwiederung dem Ge
ſammt Staatsminiſterium Kenntniß ertheilt und überhaupt der geeignete
Gebrauch davon gemacht werde. Mit bekannter Geſinnung Jhr Jhnen
wohlgewogener Ludwig. München, den 25. April 1849.“

Nürnberg, d. 1. Mai. ir
ſtattgefundenen Verſammlung der Offiziere der hieſigen Land-
wehr, freiwilligen Landwehr und Stadtwehr wurde nachſtehende
Adreſſe berathen und wie wir jedoch vernehmen, gegen eine
anſehnliche Minorität angenommen; dieſelbe wird alsbald
den einzelnen Kompagnieen zur Unterſchriftk vorgelegt werden
„Königliche Majeſtät! Die ehrerbietigſt unterzeichneten Offiziere,
Unteroffiziere und Wehrmanner der Land und Stadtwehr Nürn-
bergs haben mit den ſchmerzlichſten Gefuhlen die allerhochſte
Regierungs Erklärung vom 23. d. M., welche die Gültigkeit
der deutſchen Reichs Verfaſſung geradezu in Frage ſtellt, ver
nommen. Jm lebendigen Bewußtſein unſerer Pflicht, Geſetz
und Ordnung zu ſchützen, als Bürger begeiſtert für das Wohl
und die Einigung unſeres großen Vaterlandes, und entſchloſſen,
unſer Leben für daſſelbe einzuſetzen, erkennen wir die in der
deutſchen National Verſammlung in Frankfurt a. M. in zwei

Jn einer geſtern Nachmittag

ter Leſung endgültig beſchloſſene Reichsverfaſſung c. als zu
Recht beſtehend an; wir ſprechen es demnach offen aus, daß
wir nicht geſonnen ſind, auf irgend eine Weiſe uns gegen die
Beſchlüſſe der National- Verſammlung gebrauchen zu laſſen.
Keine Anarchie, ſie komme, woher ſie wolle! Wir beſchwören
deshalb Ew. Majeſtät, die Reichsverfaſſung unverweilt verkün-
den und in Kraft treten zu laſſen, denn nur hierdurch kann der
geſtrte Friede, das geſunkene Vertrauen des Volks zu den
Fürſten wieder hergeſtellt und der gaänzlichen Zerrüttung des
Vaterlandes vorgebeugt werden. Möge unſere gut gemeinte
Stimme nicht unbenützt verhallen, möge den eben ſo dringenden
als gerechten Wünſchen des größten Theiles des baieriſchen Vol-
kes Genüge geleiſtet werden, ehe es zu ſpat iſt. Jn tieſſter
Ehrerbietung verharren“ c.

Oſterode, d. 30. April. Die Anerkennung der Reichs
verfaſſung Seitens der hieſigen Bürgerwehr iſt erfolgt. Ge-
ſtern Mittag war große Parade. Schon waren einige Kom
mandos ausgeführt, als der MagiſtratsDirigent eiligen Schritts
auf den Kommandeur zukam und erklärte: daß nach einem ſo
eben eingegangenen Refſkripte der Landdroſtei die beabſichtigte
politiſche Demonſtration einzuſtellen ſei, widrigenfalls die Buür
gerwehr ihre Auflöſung gewaärtigen müſſe! Deſſenungeachtet
wurde die Anerkennunggsfeierlichkeit zu Ende geführt.

Frankfurt a. M., d. 2. Mai. Hr. Camphauſen iſt
geſtern nach ſeinem Gute in der Nähe des Siebengebirges ab
gereiſt. Er gedenkt keinesfalls gegenwärtig wieder an ſeine
Stelle zurückzukehren. Das letzte Schreiben des preußiſchen
Miniſteriums iſt von Hrn. v. Kamptz übergeben worden.

Koblenz, d. 30. April. Eine trübe Stimmung lagert
in Folge der jüngſten politiſchen Ereigniſſe in Preußen über
unſerer Stadt, und mit Spannung ſieht Jeder der nächſten
Zukunft entgegen denn ſo viel glaubt man mit Gewißheit
vorausſagen zu koöonnen, daß ſich in Kurzem hochſt wichtige Er
eigniſſe begeben. Die in den nachſten Tagen bevorſtehende
Mobilmachung des 8. Armeecorps gilt hier für eine ausgemachte
Sache, und es waren eine Anzahl Offiziere des topographiſchen
Bureaus von Berlin hierhergekommen, welche geſtern auf der
Moſel nach dem Hunsruücken abgereiſt ſind um daſelbſt, wie
verſichert wird, einen Lagerplatz für die Truppen des 8. Ar
meecorps abzuſtecken. Auch hat das ſeither in Mainz geſtan
dene 2. Bataillon des 29. Regiments, welches auf dem Marſche
nach Jülich bereits in Oberweſel und Umgegend angelangt war,
woſelbſt es einige Tage wegen Wiedereinſetzung eines im März
vorigen Jahres weggejagten Burgermeiſters bleiben wird, wie-
der Gegenbefehl erhalten und ſo nach der Ausſage hieſiger Mi-
litärs nach Frankfurt marſchiren. Unſere Stadt wird eine
Garniſon von 12,000 Mann und zwar Truppen des 1. und 2.
Armeecorps erhalten, und ſieht man auch ſchon ſeit mehreren
Tagen Soldaten und Offiziere vom 1., 4. und 9. Linienregi-
mente, ſowie vom 1. ſchwarzen Huſarenregimente hier. Die
Zeughäuſer in hieſiger Stadt werden geräumt und die darin
aufbewahrten Gewehre c. auf den Ehrenbreitſtein gebracht.

Koblenz, d. 2. Mai. Auf die in der geſtrigen „Koölni-
ſchen Zeitung“ enthaltene Einladung des dortigen Gemeindera-
thes an ſämmtliche Gemeinderaäthe der Rheinprovinz zu einer
gemeinſchaftlichen Berathung über die in Folge der jüngſten
politiſchen Ereigniſſe in Preußen dem deutſchen Vaterlande dro-
hende Gefahr, trat der hieſige Stadtrath am geſtrigen Abend
in einer außerordentlichen Sitzung zuſammen und faßte den Be
ſchluß, durch die aus den Stadträthen Kaufmann Leroy, Ad-
vokat-Anwalt Aldenhoven und Adv. Anw. Juſtizrath We r
ner, früherer Abgeordneter in Frankfurt a. M., beſtehende De
putation dieſe Verſammlung zu beſchicken. Ungeachtet des in
zwiſchen von der königlichen Regierung zu Köln erlaſſenen Ver
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botes gegen dieſe von dem dortigen Gemeinderathe ausgeſchrie ſchloſſenen Waffenſtillſtand, die hier heute Morgen cirkulirten,
benen Verſammlung werden die hieſigen Deputirten dennoch
ſchon morgen Nachmittag nach Köln abreiſen, indem das allen
Preußen verfaſſungsmäßig garantirte Recht, ſich friedlich ohne
Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammlen, nicht ſo ohne
weiteres elidirt werden kann. Wie wir vernehmen, werden
gleichzeitig mit der hieſigen Deputation noch mehrere Deputirte
der Gemeinderäthe aus der Nachbarſchaft nach Köln abreiſen.

Greifswald, d. 2. Mai. Jn Folge einer geſtern ein-
getroffenen Staffette iſt heute Morgen um 6 Uhr eine Kom
pagnie Jager von hier nach Swinemünde abmarſchirt. Wie
verlautet, ſoll eine Emeute der ländlichen Bevölkerung auf der
Jnſel Uſedom die Maßregel veranlaßt haben. Nach einer
andern Verſion hätten ſich 3 daäniſche Kriegsfahrzeuge dem Lande
genähert und ſei die Beſorgniß vor einem Einfalle der Dänen
Grund der Heranziehung von Truppen. (Oſtſ. Ztg.)

Kolding, d. 29. April. Das Departement der auswar-
tigen Angelegenheiten veroöffentlicht folgendes Rundſchreiben an
ſämmtliche Obrigkeiten in den Herzogthümern Schleswig Hol-
ſtein vom 27. April „Der Reichsminiſter- Rath hat beſchloſſen,
zum Zwecke moglichſter Sicherſtellung der demnächſt geltend zu
machenden Erſatzforderungen an Daänemark, ſowohl alles inner
halb des deutſchen Bundesſtaats vorhandene Eigenthum der
däniſchen Krone in Beſchlag zu nehmen, als auch ein Embargo
auf die in deutſchen Hafen befindlichen daniſchen Schiffe und
deren Ladungen ſofort als eine allgemeine Retorſionsmaßregel
eintreten zu laſſen. Sämmtliche Obrigkeiten in den Herzog-
thuümern Schleswig-Holſtein werden hierdurch angewieſen for-
derſamſt das hiernach Erforderliche wahrzunehmen, den Beſtand
des mit Beſchlag belegten daniſchen Staatseigenthums, ſo wie
der unter Embargo gelegten Schiffe und Ladungen zu ſichern
und über jeden einzelnen Fall, in welchem eine ſolche Beſchlag-
nahme zum Vollzuge gekommen iſt, unverzuüglich an das unter-
zeichnete Departement zu berichten.

Kolding, d. 30. April. Die preußiſchen ReichsTrup-
pen ſtehen hart an der Koldingau und werden dieſelbe wohl
noch heute überſchreiten. Jnſofern das nunmehr beſchloſſene
Einrücken unſerer Brüderheere in Jütland unſer eigenes Vor-
rücken bedingt, ſind unſere Soldaten ſehr wohl damit zufrieden,
da ſie den Aufenthalt in dieſer wüſten Stadt überdruſſig ſind,
auch kein großer Feldherrnblick dazu gehoöört, um die jetzige Stel-
lung für unmilitairiſch zu halten. Vorige Nacht ſchien man
im Generalkommando auf einen Angriff der Danen gegen un
ſere Avantgarde gefaßt es wäre ein letzter Moment geweſen,
um die Scharte der koldinger Schlacht auszuwetzen. Jedoch
blieb Alles ruhig.

Hadersleben, d. 1. Mai. Heute Morgen entſtand ſo-
wohl unter den in Hadersleben zur Zeit ſtationirten Baiern,
als unter den dortigen Bürgern eine hochſt bittere Aufregung
uüber das ſich wie ein Lauffeuer verbreitende Gerucht, daß ein
Waffenſtillſtand ſolle abgeſchloſſen ſein. Man brachte dies Ge-
rücht in Verbindung mit einem anderen, nach welchem die
ſchleswig-holſteiniſche Armee Ordre erhalten, ihre Gewehre abzu-
ſchießen und Kantonnirungen zu beziehen. Die ganze Geſchichte
beruht darauf, daß ein Bataillon Baiern in der Umgegend Be-
fehl erhalten, ihre Gewehre zu putzen, bei welcher Gelegenheit
ſie ihre alten Schuſſe abfeuerten. Thatſächlich iſt, daß man
heute zwiſchen 8 und 9 Uhr Morgens Kanonendonner aus noörd
licher Richtung vernommen hat und es verlautet, daß die
Schleswig-Holſteiner vorrücken ſollen.

Hadersleben, d. 1. Mai. Noch iſt Alles ruhig, nur
zwiſchen 8 10 Uhr hat man hier von Norden her Kanonen-
donner hören wollen. Endlich, heißt es, wird unſere Armee
weiter in Jütland hineingehen. Gerüchten von einem abge-

können wir aufs beſtimmteſte widerſprechen.
Welchen Empfang unſere Truppen bei ihrem weitern Ein

rucken in Jütland zu erwarten haben, davon haben ſie bereits
auf den Dorfern die deutlichſten Beweiſe erhalten, wo ſie im
Ganzen durchaus keinen Grund zu klagen hatten. Daß es frü-
her den Emiſſairen der Jnſel-Daänen gelungen war, in den
Städten und namentlich in Kolding einen Pobelhaufen zu Ex
zeſſen gegen einzelne unſerer Mitbürger, gegen die Poſtwagen c.
aufzuſtacheln, iſt freilich bekannt genug daß aber die „Bevoöl-
kerung Jütlands“, d. h. die, welche wirklich dieſen Namen ver
dient, dieſelbe Geſinnung zur Schmach fur Land und Volk an
den Tag legen ſollte, iſt etwas, was wir nie geglaubt haben
und wovon wir auch bereits früher hinreichend deutliche Gegen-
beweiſe geſehen haben. Der Juüte kann eben ſo wenig wie wir
die Verbindung mit ſeinen ſüdlichen Nachbarn entbehren und
der Jnſeldane muß lernen ſich in das Nothwendige zu fügen.
Wie die Bevölkerung Jütlands die Gelegenheit benutzen wird,
welche ihr durch den erneuerten Ruckzug der Jnſeldaänen zum
Verkehr mit uns geboten wird, das haben wir aus den vielen
Ochſen geſehen, welche ſofort nach Eröffnung der Granze her
getrieben wurden und bereitwillige Käufer fanden. Von der
in der letzten Zeit oft beſprochenen Losreißung Nordſchleswigs
von Südſchleswig u. ſ. w. kann jetzt, Gott ſei Dank! durch
aus keine Rede mehr ſein, aber der Jute muß ſelbſt wiſſen,
ob auch er in Zukunft ſich vom Jnſeldänen beherrſchen und be-
nutzen laſſen will oder nicht.

Lauenburg. Es iſt hier folgende Bekanntmachung er
ſchienen: Durch die Aufkundigung des Waffenſtillſtandes vom
26. Auguſt 1848 Seitens der königl. daniſchen Regierung ſind
Uebereinkunft gemäß am 26. März d. J. die Funktionen der
gemeinſchaftlich von der Centralgewalt Deutſchlands und dem
König Herzog eingeſetzten höchſten Landesbehörde des Herzog-
thums Lauenburg erloſchen und es hat ſeitdem dieſe Behoörde
nur mit Genehmigung der deutſchen Reichsgewalt und im Auf-
trag derſelben die Regierung des Landes bis zum heutigen Tage
einſtweilen fortgeführt. Nunmehr wird an die Stelle der
ſeitherigen höchſten Landesbehörde zu weiterer Regelung der Ver-
hältniſſe hiermit eine Statthalterſchaft eingeſetzt, welche, vorbe
haltlich der Rechte des Königs Herzogs, die Regierung des Her-
zogthums Lauenburg im Auftrage und im Namen der Eentral-
gewalt Deutſchlands bis zu einem Frieden mit Daänemark nach
Maßgabe der beſtehenden Geſetze und Verordnungen des Lan-
des, ſo wie der erforderlich werdenden und in Wirkſamkeit tre
tenden weiteren Geſetze und Verordnungen zu führen hat.
Die Statthalterſchaft beſteht aus dem Grafen von Kielmanns-
egge als Praſidenten, den Herren Walter und Hochſtadt als
Räthen. Alle Angehörige und Einwohner des Herzogthums ha-
ben den Anordnungen dieſer im Einverſtandniß mit der Lan-
desvertretung verordneten Statthalterſchaft punktlichſte und wil-
lige Folge zu leiſten, wie dies bei ihrer bewährten vaterlandi-
ſchen Geſinnung ohnehin nicht anders ſein kann. Säammt-
liche Behorden und Angeſtellte werden insbeſondere, ſtatt neuer
ausdrucklicher Verpflichtung, hiermit auf die Pflichten verwie-
ſen, in welchen ſie zu der deutſchen Reichsgewalt und zu dem
Lande ſtehen. Ratzeburg, den 30. April 1849. Der außer-
ordentliche Reichskommiſſair v. Wintzingerode.

Wien, d. 1. Mai. Die Wien. Ztg. enthält Folgen-
des: „Es haben ſich über den Stand der Friedensunterhandlun-
gen mit Sardinien beunruhigende Gerüchte verbreitet. Wir ſind
in der Lage, über den wirklichen Sachverhalt die folgenden Auf-
klaääürungen zu geben: Die Nachricht von dem am 26. Marz
abgeſchloſſenen Waffenſtillſtand war kaum hier angelangt, als
die Kaiſerliche Regierung ſich beeilte, in der Perſon des Herrn
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Miniſters des Handels, von Bruck, ihren Bevollmächtigten zur
Führung der Friedensunterhandlung zu ernennen. Schon am
1. April befand ſich Herr von Bruck auf dem Wege nach Mai-
land, mußte jedoch, daſelbſt angelangt, auf die piemonteſiſchen
Unterhandler bis zum 13ten warten. Nach ihrer Ankunft ſtellte
der öſterreichiſche Bevollmachtigte als Friedensgrundlage zwei
Hauptpunkte auf, nämlich die vollſtändige Anerkennung der vor
dem Ausbruche des Krieges beſtandenen traktatenmäßigen Ter-
ritorialgraäänzen und Entſchädigung für die Koſten des Oeſter-
reich zweimal durch ungerechten Angriff aufgedrungenen Krieges.
Die ſardiniſchen Unterhaändler ſchienen gegen dieſe Friedensbaſis
und das hierauf geſtutzte, ihnen mitgetheilte Friedens-Projekt
keinen Einwand zu erheben. Als aber unſererſeits die auf akten
mäßige Nachweiſe gegrundete Ziffer der Entſchädigungsſumme
ausgeſprochen wurde, erklärten die ſardiniſchen Unterhändler die-
ſelbe einfach für unerſchwinglich, ohne jedoch irgend einen be
ſtimmten Gegenvorſchlag zu machen zugleich eroöffneten ſie, daß
ihre Regierung in dieſer Beziehung den Schutz von Frankreich
und England angeſprochen habe. Gegen dieſe Einmiſchung drit-
ter Maächte in eine Unterhandlung welche Sardinien ſich durch
den erſten Artikel des Waffenſtillſtandsvertrags verpflichtet hat,
in kürzeſter Friſt mit Oeſterreich zum Schluſſe zu bringen,
glaubte der Kaiſerliche Bevollmachtigte mit Recht proteſtiren zu
müſſen. Deſſenungeachtet ermächtigte das Miniſterium, von
dem Wunſche beſeelt, den Friedensſchluß auf jede mogliche Art
zu erleichtern, den öſterreichiſchen Unterhandler von der anfaäng-
lich geforderten Entſchaädigungs Summe ſoweit herabzugehen, als
die Jntereſſen des Staates, deren Wahrung die heilige Pflicht
des Miniſteriums iſt und die auf ihm laſtende Verantwortlich
keit es nur immer geſtatteten. Unterdeſſen hatte Sardinien
dringend gebeten, von der Ausführung des dritten Artikels des
Waffenſtillſtandes, inſofern er die Kaiſerlichen Truppen ermäch-
tigt, die Hälfte der Beſatzung von Aleſſandria zu ſtellen, es
abkommen laſſen zu wollen. Der Kaiſerliche Bevollmachtigte
nahm es auf ſich, in dieſer Beziehung einen Aufſchub zu ge-
wahren, in der zuverſichtlichen Erwartung, daß die ſardiniſche
Regierung, dieſes Zugeſtandniß dankbar anerkennend, die hier-
durch gewonnene Friſt benutzen würde, um ihrerſeits aus allen
Kraften eine Verſtändigung mit Oeſterreich anzubahnen. Als
jedoch dieſe Friſt verſtrichen war, ohne daß die ſardiniſche Re
gierung weder eine deutliche Erklärung über den ihr mitgetheil-
ten Friedensvertrags-Entwurf abgegeben hatte, noch mit beſtimm-
ten Gegenantragen aufgetreten war, hielt Herr von Bruck ſich
nicht für berechtigt, die Ausführung des Zten Artikels des Waf-
fenſtillſtandes noch länger aufzuhalten. Es wurde demnach von
den Militair- Behörden der 23ſte für den Einzug der Kaiſerl.
Truppen, welche die halbe Beſatzung von Aleſſandria bilden
ſollen, feſtgeſetzt. Am Morgen des namlichen Tages erklärten
die ſardiniſchen Bevollmachtigten, daß, nachdem die Kaiſerliche
Regierung in Gemäßheit des Zten Artikels des Waffenſtillſtan
des auf der Beſetzung von Aleſſandria beſtehe, ſie den Befehl
erhalten hatten, die Friedens- Unterhandlungen vorerſt nicht wei
ter fortzuſetzen, ohne ſie deshalb für abgebrochen anzuſehen.
Sie verließen hierauf Mailand, woſelbſt der Herr Miniſter
von Bruck noch immer verweilt.“

Wien, d. 2. Mai. Allerlei Gerüchte durchzogen heute
wieder die Stadt. Objekt derſelben war der Stand der Dinge
in Ungarn. Man ſagte, Raab ſei von den Magyaren genom-
men, das Hauptquartier der öſterreichiſchen Truppen bei Bruck;
doch hat ſich von allen dem nicht das Geringſte beſtaätigt; im
Gegentheil verſichern Reiſende, daß die K. K. Truppen in der
Stadt und deren Umgebung bis Göngoö ſtehen, von dem ma-
gyariſchen Heere keine Spur vorhanden und die Poſtſtraße nach
Wien frei ſei. Von Peſth bleibt die Poſt fortwährend aus

auch in weſſen Händen Ofen ſei, iſt unbekannt. Die Generale
Vogel und Benedek ſind aus Galizien in Ungarn eingeruckt.
Der Letztere iſt in Käsmark eingerückt, wo er einigen Widerſtand
fand er entwaffnete die Bürger und wendete ſich gegen Leit
ſchau, wo Benyitzki ein Gefecht wagen will. Die Einwohner
der Kronſtädte ſcheinen den Magyaren anzuhängen. (Oſtd. P.)

Prag, d. 1. Mai. Geſtern Nacht iſt die ganze Esca
dron von Palatinalhuſaren, welche in Saaz ſtationirt war, de
ſertirt, nur der Rittmeiſter blieb zurück. (Conſt. Bl. a. B.)

Jtalien.
Turin, d. 26. April. Geſtern Mittag erſchien eine Pro

clamation des Miniſter-Conſeils; ſie enthält die Darlegung
des Verhaltens des Miniſteriums den von Oeſterreich geſtell
ten Friedens Bedingungen gegenüber, berührt aber nur den
einen Punkt, die Beſetzung Aleſſandria's, welche doch nur als
die geringſte Forderung erſcheinen kann im Vergleich zu der
großen Kriegs Contribution und dem offenſiven und defen-
ſiven Bundniß, deſſen nächſte Konſequenz die Hütlfeleiſtung
gegen Venedig iſt. Die Unterhandlungen ſind abgebrochen die
Bevollmächtigten von Mailand abgerufen ſo viel giebt dieſe
Proclamation kund; aber daß dies blos Aleſſandria's wegen
geſchehen ſein ſollte, erſcheint ſehr zweifelhaft. Oeſterreich be-
ſteht auf die Ausführung des 3 des Waffenſtillſtandes, nach
welchem für jene Feſtung eine gemiſchte gleich ſtarke Beſatzung
zugeſtanden wird, und natürlicherweiſe muß es verlangen daß
die Zahl der ſardiniſchen Garniſon nicht der ſeinigen uüberlegen,
ſei, indem neben den Truppen noch eine bewaffnete National-
garde fortbeſtehe. Darum verlangte es, daß dieſe entweder
entwaffnet oder bei der Stärke der ſardiniſchen Beſatzung mit
in Anſchlag gebracht werde. Dieſe Forderung nun iſt es, wel-
che unſer Miniſterium erklärt, auf keinen Fall zugeſtehen zu
wollen, ſie wird als Grund des Abbruchs der Unterhandlun-
gen angegeben.

Verzeichnißder
in der Sitzung der Stadtverordneten

am 7. Mai d. J. zu verhandelnden Gegenſtande.
1) Kaämmereirechnung pro 1847.
2) Beſtimmung der Gebühren für ausgemauerte Graber.
3) Erklarung uber das zu errichtende Gewerbegericht.
4) Vollziehung des Vertrags über die Reſſortverhaltniſſe des

Hoſpitals.
5) Bewilligung der Mehrausgaben fur Herſtellung des ehe-

maligen Pulverthurms auf dem Gottesacker.
6) Anſchlag über die Brücke in den Pulverweiden.
7) Eintheilung der Bürgerwehr-Kompagnieen.
8) Wochenblatts- Rechnung pro 1848.

Fonds und Geld-Cours.
Berlin den 4. Mai

3f. Brief. Geld. Zf. Brief. Seld.Pr. Freiw. Anl. 5 1018/, 1012/, [Pomm. Pfndbr. 31/, 927/, 92
St. Schuldſch. 31/, 791 K. u. Nm. do. 31 938 93
Seeh. Pr. Sch. 100 FSchlefiſche do. 31 uKur u. Neum. do. Lit. B. ga-Schuldverſchr. 31 S rant. do. 31 sBrl. Stadt-Obl.. 5 Pr. Bk.-A.-Sch. 87

do. do.Wſtpr. Pfandbr. 31 86 858/, Friedrichsd'or 13 13
Großh. Poſ. do. 4 s 957/. And. Goldm. à
do. do. 3 805 80 5 13 12/,Oſtpr. Pfandbr. 31 90 ſpisconto
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Stamm Zf. Prioritäts f.Actien. Aetien. 4erl. Anhalt 4 87 B.
Sri B. Iſt 4 76/, bz. do. v s bz. u. G
do. Hamb. 4 52 S. v 3r r v s z S.0 ots 2 2 vSandebin a 112r, S. J r

Leipziger 4Laue Lhir. 4 (49 B. 49 G. 32 r
Cöln Mind. 3 76 G. e et r a edo. Aachen 4 DriruenBonn Cöln 5 103 G W rinDHüſſeld.Elf. 4 V ſei. h TStae. e, 7u7, H Markt. 4 86 8Rſchl.Märk. 3/, 71 B. 71 bz. d 8.do. Sweigbhn. 4 den. ecrie 5 531 S.Obſchl. L. A. 31/,92 B. v
de i e e 786, B. 78 b.CoſelOderb. 4 e Oberſ ch n 2
rer 3 Krak Oöſchl 4 70 Sne CoſelOderb. 5Berg. Märk. 4 54/. B z u Vohw. 5 88 G

n n r ir Brsl. Freib.Mod Witt. Berg.Märk. 4 97/, V.
Ausländiſche

Quitt.- B. z.-Maſtr. 4 Leipz.-Dresd.t r
24 Fl.

W.Ndb. 4 33 33 à bz. Amſt. R. Fl.e. Priorit s o Mcklb. Thlr. 4 31/, B.
Leipzig, den 4. Mai.

Ange Staatspapiere. AngeStaatspapiere- boten Geſucht. ctien Zu boten. GVeſucht

RKöniglich ſächfiſche Chemn.R.Eiſenb.Staate Papiere à Anl. à 10 4
3 im 14 F. pr. St.Schuldvon 1000 u. 500 79 ſcheine à 3/, in
kleinere pr. Ct. pr. 100 S sà 4 do. do. v. 500- 882 K. k. öſterreich. Met.

do. do. v. 500 u. pr. 150 fl. Conv.
200 à 5 I1028 à 5 lauf. Zinſendo. do. kleinere J e 103 im
Königl. ſächſ. Land à3 14 F. ar rete, à

v m Zrd'or 25v 1000 u. 500 83 r auf
kleinere (lIMNnd. ausl. Louisd'orAct. d. eh. ſächſ. bair. à 5 nach geringe

EC., bis Mich. 1855 rem Ausmünzfuße

190 78 Conv.Spec. u. GldKönigl. pr. Steuer auf 1001n jdem 10 u. 20 Kr.w. uf 100v. 1000 u. 500 79 auf
kleinere 77Leipz. Stadt Obli- ctien der W. B. pr.
gationen à 3 im St. à 103 214 F. Leipz. Bank Actienv. 1000 u. 500 90 à 250 4 pr. 100 142
kleinere Lpz. Dresd. EiſenSächſ. erbl. Pfand bahnAct. à 100
briefe à 3 pr. 400 95 svon 500 83 Sächſ. Schleſ. do.
von 100 u. 25 S pr. 100 73Sächſ. lauſ. Pfand- LöbauZitt. do.
briefe à 3 o 81 pr. 100 14Sächſ. do. do. à 3 90 Magdeb.Leipz. Div.

do. do. à 4 o 991 Sch. do. pr. 100 1169,gpz.Dresd.Eiſenb. Chemn. Rieſ. E.A.
P.-Obl. à 3 o 981 à 100 z. Z. zinslos 20

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Magdeburg den 4. Mai (Nach Wispeln.)

46 50 GerſteT r HaferBerlin, den 4. Mai.
Seizen nach Qualität 5358
Roggen loco und ſchwimmend 24-25

pr. Frühjahr 82pfd. 231 à 23 bz. u. Br.
Mai Juni 23 Br. 232 G.

Juni Juli 25 Br., 24 G.
Juli Auguſt 258/, à G.Sept. /Octbr. 27 Br. 26 G.

Gerſte, große, loco 2123
kleine 18--20

Hafer loco nach Qualität 14-16
yr. Juni Juli 48pfd. 14 Br.

Rüböl loco 14 Br., 14 bz. G.
pr. Mai 14 Br. 14 G.Mai Juni 14 Br. 135/, G.

Juni Juli 132/, Br. 13 G.
Juli Auguſt 132 Br. 13/, à bz. u. G.
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Aug./ Sept. 13 Br. 13 G.
Sept. Oct. 13 Br. 1277, G.

Octbr. Novbr. 128 Br. 127 G.
Leinöl loco 10 4 Br.

Lieferung 10 Br.
Spiritus loco ohne Faß 14 verk. u. Br.

Mai/ Juni 14 Br. 141 b.Juni Juli 148/, Br. 142/, G.
Juli Auguſt 15 Br. 15/, G.
Auguſt Sept. 16 Br. 15 G.

Wafſerſtand der Saale bei Halle
am 4. Mai Abends 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 4 Zoll.
am 5. Mai Morgens 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 2 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 4. Mai Nr. 8 und Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 4. bis 5. Mai.

Jm Kronprinzen Hr. Ober- Präſident v. Bonin a. Magdeburg. Hr.
Landrath v. Kleiſt a. Belgern. Hr. Geh. Rath v. Könen a. Berlin.
Hr. Hütten Jnſp. Schott a. Jlſenburg. Die Hrrn. Kaufl. Kind a.
Hamburg John a. Montjoie.
Kalau, Müller a. Leipzig.

Stadt Zürich Hr. Jntendant des IV. Armee Corps Keigel a.
Magdeburg. Hr. Rittergutsbeſ. Canoy a. Kloſter Mansfeld. Hr.
prakt. Arzt Dr. Kerber a. Querfurt. Die Hrru. Kaufl. Kettembeil
a. Leipzig, Kritmeier a. Nürnberg.

Goldnen Ning: Frau Prediger Förſter a. Hochſtädt.
u. Frl. Schulze a. Erfurt.
deburg Damm a. Trebbin.

För Mad. SchulzeDie Hrru. Kaufl. Heinemann a. Mag
Hr. Oekon. Hauenſchild a. Gatters

leben.
Engliſcher Hof: Hr. Buchdr. Alter a. Zerbſt. Hr. Cand. Otto a.

Stettin. Hr. Maler Brachmann a. Hohenmölſen. Hr. Mechanikus
Drechsler a. Bern.

Goldnen Löwen Die Hrru. Kaufl. Schöne a. Braunſchweig Böhme
a. Leipzig. Hr. Rentier Thies a. Hannover. Hr. Conditor Baum-
garten a. Berlin. Hr. Oekon. Gräfner a. Altenburg. Hr. Lehrer
Grube a. Nordhauſen. Hr. Dir. Spohr a. Hamburg.

Stadt Hamburg Die Hrrn. Amtl. Schmidt a. Wadersleben, Soller
a. Ballhauſen. Die Hrrn. Kaufl. Linz u. Lüdecke a. Magdeburg,
Hollmann a. Berlin, Krauſe a. Augsburg. Hr. Stud. Tifany a.
Baltimore. Hr. Fabrik. Kunkel a. Dingelſtedt.

Schwarzen Bär: Die Hrrn. Kaufl. Eberhard a. Magdeburg, Borne
mann a. Lübeck. Die Hrrn. Fabrik. Rudolph a. Nimwegen, Degen-
hard a. Berndterode. Hr. Portraitmaler Bornemann a. Marburg.

Goldne Kugel Die Hrrn. Kaufl. Wille a. Naumburg Bauer a. El
berfeld. Hr. Rentier Haaſe u. Muſik Dir. Schneider a. Berlin.

Zur Eiſenbahn Hr. Partik. v. Granoff a. Petersburg. Die Hrru.
Kaufl. Grünbaum a. Leipzig Crone a. Magdeburg Beyer u. Hr.
Dr. med. Lehmann a. Dresden.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Die Hrrnu. Fabrik. Espenhahn a.
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Sonntag, den 6. Mai 18A9.

Deutſchland.
Dresden Neuſtadt, d. 4. Mai (Vorm. 10 Uhr.)

Der König iſt dieſen Morgen um 4 Uhr mit dem Dampfs-
ſchiffe ſtromaufwaärts gefahren, man ſagt, nach dem Koönigſtein.
Die Paſſage der Brücke war bis 10 Uhr freigegeben, und ich
benutzte die Zeit, um einen Weg um die innere Stadt zu ma-
chen. Der Brückenplatz an der katholiſchen Kirche gleicht einem
Feldlager; ſechs geladene Geſchütze und mehrere Schwadronen
decken die Brücke. Alle Eingange zur innern Stadt ſind ver
barricadirt, obſchon nicht alle beſetzt. Auf dem Rathhauſe be-
finden ſich der Stadtrath und die Stadtverordneten noch in
Permanenz. Von dem Balcon des Rathhauſes weht noch die
ſchwarz roth goldene Fahne. Man ſieht Piken- und Senſen-
manner nach den Barricaden ziehen. An den Straßenecken
klebt ein langer Streifen Papier mit der Aufſchrift: „Seid Jhr
mit uns gegen fremde Truppen?“ Dieſe ſind noch nicht ein-
geruckt.

Dresden, d. 4. Mai (5 Uhr). Die Waffenruhe dauert
noch fort, das Militär hält in der Altſtadt das Schloß, den
Schloßplatz, das Zeughaus und die Bruhl'ſche Terraſſe beſetzt.
Um 12 Uhr trafen die Schützen von Leipzig ein ſie waren vor-
geſtern Abend bis Wurzen marſchirt, von wo ſie erſt die Eiſen
bahn benutzen konnten.

(10 Uhr Abends.) Trotz einer fürchterlichen Erregung von
acht Stunden dennoch keine Entſcheidung. Von beiden Seiten
ſucht man Verſtärkungen an ſich zu ziehen, auch durch Unter-
handlungen den Wirren ein Ende zu machen. Verſuchen wir,
den Ereigniſſen dieſes Nachmittags im Einzelnen zu folgen.
Der Waffenſtillſtand dauerte von Mittag bis Nachmittags 4 Uhr.
Während dieſer Zeit war der Schloßplatz an der Brücke für
neutral erklärt worden die Brücke ſelbſt blieb jedoch in den
Händen des Militairs. Der König iſt mit den Miniſtern un-
angefochten auf den Königſtein angelangt. Es wurde nun eine
proviſoriſche Regierung eingeſetzt, beſtehend aus den frühern
Landtagsabgeordneten und geh. Regierungsrath Todt, den ge-
weſenen Abgeordneten Heubner und Tzſchirner, welche die obi-
gen Kundmachungen an das Volk und an die Soldaten ver-
oöffentlichte. Gleichzeitig forderte eine andere Kundmachung alle
noch hier weilenden Abgeordneten auf, ſich auf dem Rathyauſe
einzufinden. Gegen halb 2 Uhr kam der Oberſtlieutenant früher
in griechiſchen Dienſten) Heinze in der Uniform als griechiſcher
Offizier in Begleitung eines Tambours und eines Communal-
gardiſten, der auf das Bayonnet ſeines Gewehrs ein weißes
Tuch als Parlamentairflagge geſteckt hatte, aus dem Georgen-
thor und begab ſich in Begleitung eines Schützenoffiziers nach
dem Blockhaus in der Neuſtadt, wo das Hauptquartier der
Truppen ſich befindet, um die Anerkennung der proviſoriſchen
Regierung zu fordern, was jedoch abgeſchlagen wurde. Nach
träglich will ich noch bemerken, daß die halb 1 Uhr angekom-
menen Schuützen ſofort theils auf der Brucke, theils am Block
hauſe poſtirt wurden. Von Altſtadt aus wurden durch einige
Leute Verſuche gemacht, die „Kundmachung der proviſoriſchen
Regierung an die Soldaten „unter das Militair auf der Brücke
zu vertheilen. Sie wurden verhaftet auch außerdem ſah ich
mehrere Verhaftete nach der Cavaleriekaſerne transportiren.

Um 4 Uhr war der Waffenſtillſtand zu Ende. Das Mi-
litär rückte in ſeine vorigen Stellungen wieder ein. Auf den
Straßen in der Neuſtadt ſtanden dichte Menſchengruppen in
aängſtlicher Spannung, jeden Augenblick erwartete man den
erſten Kanonenſchuß. Allein der Angriff ward von Siiten des
Militärs nicht begonnen, eben ſo wenig von der Altſtadt aus,
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die gewaltig verbarricadirt iſt und von Bewaffneten wimmelt.
Aus Pirna, Freiberg, Lommatzſch, Wilsdruf iſt Zuzug gekom
men, und vor Einbruch der Nacht ſind auch 200 M. aus Leip-
zig in die Stadt eingerückt. Sie ſind in Koötzſchenbroda von
der Eiſenbahn abgegangen haben dort über die Elbe geſetzt
und ſind alsdann auf dem linken Elbufer nach Dresden mar
ſchirt. Waffen ſcheinen jetzt hinreichend vorhanden zu ſein, in
dem man den Communalgardiſten, welche ſich nicht geneigt zeigen,
am Kampfe Theil zu nehmen die Gewehre abgenommen hat.
Gegen 6 Uhr kam der Kriegsminiſter, wie man ſagt, mit un
bedingter Vollmacht verſehen, vom Koönigsſtein zurück und ſtieg
im Blockhauſe ab.

Gegen Einbruch der Nacht hatte man Unterhandlungen
wegen Raumung der Brucke eingeleitet, welche jedoch noch zu
keinem Reſultate geführt haben. Was im Jnnern der Stadt
vorgeht, darüber ſind wir hier in der Neuſtadt nur unvollſtan
dig unterrichtet, indem die Paſſage uüber die Brücke ganzlich
geſperrt iſt und die Communication mit dem linken Elbufer nur
un vollſtändig mit Kähnen unterhalten wird. Das Miliar ſoll
im Zeughauſe fünf Todte gehabt haben, unter ihnen nennt
man den Lieutenant Krug v. Nidda. Heute Abend 10 Uhr
iſt auch das Leibregiment mit der Eiſenbahn eingetroffen.

Die Dresdner Zeitung enthält folgende Kundmachung der
proviſoriſchen Regierung:

Sach ſen! Das brave ſächſiſche Militair hat dem Gebote der Pflicht
gegen die heiligen Jntereſſen des Vaterlandes Genüge geleiſtet. Das Zeug
haus iſt übergeben und von Militair und Bürgerwehr gemeinſchaftlich als
Nationaleigenthum beſetzt. Deutſchland iſt dem ſächſiſchen Militair zum
Danke verpflichtet. Sachſen! ſteht auf wie Ein Mann! Das Volk, das
ganze Volk iſt eins! Es gilt nur, dem äußern Feind entgegenzutreten.
An euch iſt es, Deurſchland einig, frei zu machen. Das Vaterland die
proviſoriſche Regierung rechnet auf euch. Dresden, den 4. Mai 1849.
Die proviſoriſche Regierung von Sachſen. Tzſchirner. Heubner.
Todt.

Dresden, d. 5. Mai.
gendes Placat angeſchlagen:

Die meinem Herzen wahrhaft ſchmerzlichen Ereigniſſe des geſtrigen
und heutigen Tages, welche zuletzt in gewaltſame Angriffe auf das Zeug
haus und ſelbſt auf mein Schloß ausarteten, während ein großer Theil
der Communalgarde ſeiner Pflicht, für Erhaltung und Wiederherſtellung
der Ruhe und Ordnung mitzuwirken, nicht nachkam, nöthigen mich, Dres-
den einſtweilen zu verlaſſen und mich auf die Feſtung Königſtein zu begeben.

Wenn ich den von vielen Seiten an mich geſtellten Anträgen, die
von der Nationalverſammlung zu Frankfurt verkündete deutſche Reichsver
faſſung ſofort anzuerkennen, zu willfahren Bedenken trug ſo bin ich da
bei nur der innerſten Ueberzeugung von der Nothwendigkeit einer einſt-
weiligen Beanſtandung dieſer Maßregel gefolgt und habe dabei nur das
wahre Wohl des gemeinſamen Vaterlandes im Auge gehabt, ſowie ich
auch durch dieſen meinen Entſchluß die Grenzen des mir unzweifelhaft
zuſtehenden Rechts auf keine Weiſe überſchritten habe.

Jch hoffe von dem früher ſo oft, bewährten Sinne meiner geliebten
Sachſen für Recht und Geſeßtzlichkeit, daß es weitern ernſten Einſchreitens
nicht bedürfen ſoll, und daß ich deshalb auch in kürzeſter Zeit in meine
theure Reſidenzſtadt wieder zurückzukehren im Stande ſein werde.

Uebrigens iſt Fürſorge getroffen worden daß durch meine Abweſen-
heit von hier die Regierungsgeſchafte nicht unterbrochen werden. Dresden,
4. Mai 1849. Friedrich Auguſt. Dr. Ferdinand Zſchinsky.

Die unterzeichneten Staatsminiſter erfüllen ihre Pflicht, die obige Pro
clamation Sr. Maj. des Königs zu veröffentlichen. Die unterzeichneten
Miniſter haben weder Se. Maj. den König noch die Regierung des Va
terlandes verlaſſen. Sie ſind ſofort auf ihre Poſten zuruckgekehrt, nach
dem ſie Sr. Maj. des Königs perſönliche Sicherheit geſchützt ſahen. Sie
halten es für ihre Pflicht, im Namen Sr. Maj. des Königs gegen die
Einſetzung einer proviſoriſchen Regierung Verwahrung einzulegen. Sie
hoffen, daß das ſächſiſche Volk dem Rufe des Geſetzes, den Pflichten der
Treue und den Mahnungen der Beſonnenheit folgen werde. Dresden d.
5. Mai 1849. Die Staatsminiſter v. Beuſt. Rabenhorſt. (D. A. 3.)

(Nach Berichten von Reiſenden ſollen 1000 Mann preußi-
ſche Garden und eine halbe Batterie Artillerie in Dresden an
gekommen ſein.)

Soeben wird in Neuſtadt fol-
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Entwurf des Geſetzes,
vetreffenddie Ablöſung der Reallaſten und die Regulirung

der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe
für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Aus-
nahme der auf dem linken Rhein-Ufer belegenen

Landestheile.
(Schluß.)

H. 44. Beſteht die Veränderungs- Abgabe in Prozenten von dem
Werthe oder Erwerbbspreiſe des verpflichteten Grundſtücks, ſo erfolgt die
Feſtſtellung des bei der Ablöſung zum Grunde zu legenden Werthes oder
Preiſes nach dem in Pauſch und Bogen abzuſchätzenden gemeinen Kauf
werth des Grundſtücks. Gebäude und Jnventarienſtücke ſind bei dieſer
Abſchätzung nur dann zu berückſichtigen wenn ſich die Verpflichtung zu
der Beſitzveränderungs Abgabe auf ſie mit erſtreckt. Von dem ſo ermit-
telten Kaufwerth kommen jedoch noch in Abzug: a) die zur Ablöſung
von Dienſten, Abgaben, Grundgerechtigkeiten oder anderen Laſten des
Grundſtücks von dem gegenwärtigen oder einem früheren Beſitzer deſſelben
gezahlten Kapitalien, vorausgeſetzt, daß die abgelöſten Laſten dem Grund-
ſtück nicht etwa ohne Einwilligung des zu der Beſitzveränderungs Abgabe
Berechtigten auferlegt worden waren, in welchem Falle der Abzug jener
Kapitalien unſtatthaft iſt; b) zwanzig Prozent des Werthes der zum
Grundſtück gehörigen Ländereien funfzig Prozent des Werthes der
Gebäude und Jnventarienſtücke.

H. 45. Jſt der Betrag oder der Prozentſatz der Beſitzveränderungs
Abgabe nach Verſchiedenheit der Beſitzveränderungsfälle verſchieden, ſo iſt
der Durchſchnitt aller vorkommenden verſchiedenen Beträge oder Prozent-
ſätze als Einheit des Betrags oder Prozentſatzes der Beſitzveränderungs
Abgabe anzuſehen.

J. 46. Der hundertſte Theil der Summe derjenigen einzelnen Be-
träge, welche nach den vorſtehenden Beſtimmungen in den auf Ein Jahr-
hundert treffenden Beſitzveränderungsfällen zu entrichten ſein würden, bil-
dert den Jahreswerth der abzulöſenden Berechtigung.

H. 47. Von dem Zeitpunkte ab, an welchem eine Provocation auf
Ablöſung bei der Auseinanderſetzungs Behörde angebracht wird, darf von
denjenigen Grundſtücken auf welche ſich die Provocation erſtreckt S. 94
und 395) für die ſpäter ſich ereignenden Beſitzveränderungsfälle die Beſitz
veränderungs-Abgabe nicht mehr gefordert werden. Dagegen iſt von eben
dieſem Zeitpunkte ab die zu ermittelnde Ablöſungs-Rente von den Ver-
pflichteten zu entrichten.

H. 48. Nachſchuß-Renten werden bei Ablöſung der Beſitzveränderungs
Abgaben nicht ferner feſtgeſtellt.

H. 49. Eine Rückforderung der vor Verkündung des gegenwärtigen
Geſetzes gezahlten Beſitzveränderungs Abgaben aller Art iſt nur zuläſſig,
wenn die Zahlung entweder unter ſchriftlichem Vorbehalt der Rückforde-
rung geleiſtet, oder durch adminiſtrative Execution erzwungen worden iſt,
obgleich der Verpflichtete vor Vollſtreckung der Execution ſeine Zahlungs-
verbindlichkeit beſtritten hatte.

S i t en Vaul.
Feſte Geld-Abgaben.

H. 50. Feſte jährliche Geld Abgaben werden nach ihrem Jahresbe-
trage in Rechnung geſtellt.

H. 51. Iſt eine feſte Geld- Abgabe nicht alljährlich, ſondern nach Ab-
lauf einer beſtimmten Anzahl von Jahren zu entrichten, ſo wird ihr Be
trag durch die Zahl dieſer Jahre getheilt, und der Quotient ſtellt alsdann
en Jahreswerth der Abgabe dar.

S. 52. Auch diejenigen Renten, bei denen das Kapital durch wel
ches ſie künftig abgelöſt werden können, nach dem bisherigen geſetzlichen
Ablöſungsſatz der Kapitaliſirung zu 4 Prozent im voraus feſtgeſteüt iſt,
kommen als feſte Geldabgaben nach ihrem Jahresbetrage in Rechnung.
Daſſelbe gilt von vorbedungenen Zinſen der nach dem bisherigen geſetzli
chen Ablöſungsſatz feſtgeſtellten Ablöſungs- Kapitalien, deren Kündigung
nur dem Verpflichteten zuſteht.

53. Jſt dagegen in den Fällen des F. 52 eine Friſt zur Zahlung
des Ablöſungs-Kapitals rechtsverbindlich feſtgeſetzt, oder die Befugniß zur
Kündigung deſſelben oder der AblöſungsRente auch dem Berechtigten vorbe
halten, ſo hat es bei dieſen Feſtſetzungen lediglich ſein Bewenden und es
finden auf Fälle dieſer Art die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes
keine Anwendung.

H. 54. Nach eben dieſen Grundſätzen (H. 53) unterliegen auch die
aus Gemeinheitstheilungen entſprungenen Renten der Ablöſung nach d)n
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes nur dann, wenn der Berechtigte
ſich des in Anſehung ſolcher Renten geſetzlich ihm zuſtehenden Kündigungs
rechts begeben hat.

55. Auf Renten, bei welchen ein anderer als der bisherige ge
ſetzliche Ablöſungsſatz der Kapitaliſirung zu 4 Prozent im voraus rechts
verbindlich feſtgeſctzt iſt, ſo wie auf Zinſen ſolcher Ablöſungs Kapitalien,
bei deren Feſtſtelung ein anderer als dieſer bisherige geſetzliche Ablö-

ſungsſatz zur Anwendung gekommen iſt, findet das gegenwärtige Geſetz keine
Anwendung.

T i t e l VII.ſAndere Abgaben und Leiſtungen.
H. 56. Der Jahreswerth der Verpflichtung zur Haltung von Saag

menvieh und zur Ausfütterung von Vieh wird nach Normalpreiſen feſt
geſtellt. Dergleichen Normalpreiſe ſind bei der Verpflichtung zur Haltung
von Saamenvieh für jedes Stück des Mutterviehs und bei der Verpflich
tung zur Ausfütterung von Vieh für jedes auszufütternde Stück Vieh nach
H. 67 u. f. zu beſtimmen.

H. 57. Der Jahreswerth gewerblicher, handwerksmäßiger und aller
übrigen Abgaben und Leiſtungen, welche nicht zu den in den Titeln II. bis
VI. aufgeführten gehören wird in jedem einzelnen Falle nach denjenigen
Vorſchriften des gegenwärtigen Abſchnitts, welche darauf anwendbar er
ſcheinen, wenn aber dieſe Vorſchriften keinen Anhalt darbieten, nach ſach
verſtändigem Ermeſſen beſtimmt.

H. 58. Die Aufhebung der in Bezug auf gewerbliche oder hand-
werksmäßige Leiſtungen noch beſtehenden Zwangs und Bannrechte erfolgt
nicht nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, ſondern nach

Gewerbe Ordnung vom 17. Januar 1845 (Geſetzſamml. 1845,
S. 41).

T it el IX.Gegenleiſtungen.
H. 59. Der Jahreswerth der Gegenleiſtungen der Berechtigten wird

ebenfalls nach den vorſtehenden Beſtimmungen dieſes Abſchnitts ermittelt.
Dieſes gilt jedoch nicht von ſolchen Gegenleiſtungen und Verpflichtungen,
deren Aufhebung den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs- Ordnung vom
7. Juni 1821 unterliegt

DSitel T.
Abfindung der Berechtigten.

H. 60. Von der Summe des ermittelten jahrlichen Geldwerths der
ſämmtlichen ablösbaren Reallaſten (Tit. J. bis VIII. wird die Summe des
ermittelten jahrlichen Geldwerths der Gegenleiſtungen (Tit. 1X.) in Ab-
zug gebracht. Der Ueberſchuß bildet den Geldbetrag, deſſen Ablöſung nach
den 64 bis 66 angegebenen Grundſätzen erfolgt, inſoweit nicht eine
Ermaßigung deſſelben nach H. 63 eintreten muß.

H. 61. Ueberſteigt der jährliche Geldwerth der Gegenleiſtungen den
jährlichen Geldwerth der Hauptleiſtungen, ſo wird der Mehrwerth der
Gegenleiſtungen ebenfalls nach den Beſtimmungen des H. 64 abgelöſt. Eine
Ausnahme hiervon findet nur ſtatt, wenn dem Berechtigten aus einem be
ſonderen Rechtsgrunde die Befugniß zuſteht, wider den Willen des Ver-
pflichteten auf die Leiſtungen zu verzichten und ſich dadurch von den Gegen-
leiſtungen zu befreien.

S. 62. Beſtehen die Gegenleiſtungen eines zu Dienſten Berechtigten
in der Ueberlaſſung eines gewiſſen Antheils an den eingeärndteten oder
zum Ausdruſch getommenen Feldfruchten, wie z. B. bei dem Zehntſchnitt
oder Dreſchgärtner Verhältniß, ſo wird der Mehrwerth dieſer Gegenlei-
ſtungen nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs Ordnung und
zwar in der Regel in Land, vergüretr. Es iſt aber bei der Feſtſtellung
dieſes Mehrwerths der Werth ſämmtlicher von dem Dienſtpflichtigen dem
Berechtigten zu leiſtenden, nach H. 2 und 3 nicht aufgehobenen Dienſte
von dem Werth der gedachten Gegenleiſtungen in Abrechnung zu bringen.

H. 63. Der Beſitzer einer jeden Stelle (Haus- oder Hofſtelle nebſt
Zubehör iſt zu fordern berechtigt, daß ihm bei Feſtſtellung der für die ab
zulöſenden Reallaſten zu leiſtenden Abfindung ein Drittel des Reinertrags
der Stelle verbleibe, und daß mithin, ſo weit es hierzu erforderlich, die
Abfindung für die zur Ablöſung kommenden Reallaſten vermindert werde.
Feſte Geld-Abgaben, ſo wie ſolche Geld und Getreiderenten welche auf
Grund der bisher gültig geweſenen Regulirungs-, Ablöſungs- und Ge-
meinheitstheilungs Geſetze als Abfindung rechtsverbindlich ſtipulirt worden
ſind, unterliegen jedoch einer ſolchen Verminderung nicht. Stehen dem
verpflichteten Stellenbeſitzer mehrere Berechtigte gegenüber, welche ſich
hiernach eine Verminderung ihrer Abfindung gefallen laſſen müſſen, ſo er
folgt die Verminderung nach Verhältniß der Größe der Abfindung. Der
Reinertrag der Stelle wird in folgender Art ermittelt. Es wird der ge
meine Kaufwerth, den die Stelle bei Berückſichtigung aller auf ihr ruhen-
den Laſten und Abgaben ſo wie aller ihr zuſtehenden Berechtigungen hat,
in Pauſch und Bogen feſtgeſtellt. Alsdann werden vier Prozent dieſes
Kaufwerths mit dem Jahreswerth aller ablösbaren Reallaſten der Stelle
zuſammengerechnet. Die Summe beider ſtellt den Reinertrag der Stelle
dar. Auf Mühlen- Grundſtücke finden die Beſtimmungen dieſes Paragra-
phen keine Anwendung.

H. 64. Der nach H. 60 und 61 oder H. 63 feſtgeſtellte Geldbetrag
kann von dem hierzu Verpflichteten durch Baarzahlung des achtzehnfachen
Betrags an den Berechtigten abgelöſt werden. Die Zahlung muß, im
Mangel einer anderweiten Einigung, ſpäteſtens im Ausfuhrungs Termine
erfolgen. Will der Verpflichtete eine ſolche Ablöſung durch Kapitalzahlung
nicht vornehmen, ſo erfolgt die Ablöſung nach den Beſtimmungen des Ge
ſetzes vom heutigen Tage uber die Errichtung der Rentenbanken.
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ſ. 65. Ausgenommen von den Beſtimmungen des g. 64 bleibt der

jenige Kanon oder Zins, welcher für die Ueberlaſſung eines Grund-
ſtücks zu Erbpacht, Erbzins oder Eigenthum in einem vor Verkündung
des gegenwärtigen Geſetzes errichteten ſchriftlichen Vertrage ſtipulirt
worden iſt. Ein ſolcher Kanon oder Zins kann nur auf Antrag des
Verpflichteten durch Baarzahlung des zwanzigfachen Betrages nach vor-
hergegangener ſechsmonatlicher Kündigung abgelöſt werden. Der Ver
pflichtete iſt befugt, das Kapital in vier auf einander folgenden ein
jährigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfriſt an gerechnet,
u gleichen Theilen abzutragen. Doch iſt der Berechtigte nur ſolche
heilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens einhundert Tha

Der jedesmalige Rückſtand iſt mit fünf Prozent jährlich
zu verzinſen.

S. 66. Bei Ablöſung der Reallaſten findet fernerhin eine Ermä-
ßigung der Abfindung wegen der den pflichtigen Grundſtücken auferleg
ten oder aufzulegenden Grundſteuern nicht ſtatt. gen bewendet
es bis zur Ausführung der Ablöſung bei den geſetzlichen Beſtimmungen
über die Anſprüche der Verpflichteten auf eine Vergütung dieſer Grund-
ſteuern oder auf einen Abzug von den Leiſtungen wegen der gedachten
Grundſteuern. Tit. IV des Geſ. vom 21. April 1825, Nr. 938, Ge
ſesſ. 1825, S. 74. Tit. IV des Geſ. von demſelben Tage, Nr. 939,
Geſetzſ. 1825, S. 9. Tit. IV des Geſ. von demſelben Tage Nr. 940,
Geſetzſ. 1825, S. 112. 2 des Geſ. vom 18. Juni 1840 über die
Rechtsverhältniſſe des Grundbeſitzes 2c. im Fürſtenthum Siegen. Ge
ſetzſ. 1840, S. 151. 1 des Geſ. vom 18. Juni 1840 über die den
Grundbeſitz betreffenden Verhältniſſe im Großherzogthum Weſtfa-
len. Geſetzſ. 1840, S. 153. Jſt bei einer Verwandlung in Rente
oder bei einer Ablöſung durch Kapital in Gemäßheit der Beſtim-
mungen des S. 127 der Ordnung vom 13. Juli 1829 wegen Abloö-
ſung der Reallaſten in denenigen Landestheilen welche ehemals
zum Königreich Weſtfalen 2c. gehört haben (Geſetzſ. 1829. S. 65),
des F. 131 der Ordnung vom 18. Juni 1840 wegen Ablöſung der
Reallaſten im Herzogthum Weſtfalen (Geſetzſ. 1840. S. 156), und des
8. 107 des Geſetzes vom 4. Juli 1840 wegen Ablöſung der Reallaſten
in den vormals naſſauiſchen Landestheilen (Geſetzſ. 1840. S. 195), be
reits eine Ermäßigung der Abfindungsrente oder des Abfindungskapi-
tals wegen der Grundſteuern eingetreten, ſo können dergleichen Ren-
ten, ſo wie die Zinſen von ſolchen Abfindungskapitalien, auch wenn
die Bedingungen des 52 des gegenwärtigen Geſetzes vorhanden ſind,
dennoch nur in dem Falle nach Maßgabe des 64 des gegenwaärti-
gen Geſetzes abgelöſt werden, wenn der Rente oder dem Kapital
derjenige Betrag wieder hinzugerechnet wird, welcher bei der Verwand
lung oder Ablöſung wegen der Grundſteuer in Abzug gebracht worden
iſt. Will ſich der Verpflichtete dieſes nicht gefallen laſſen, ſo findet
auf die vorgedachten Zinſen das gegenwärtige Geſetz keine Anwendung,
die vorgedachten Ablöſungsrenten aber können in einem ſolchen Falle
nur mit ihrem fünfundzwanzigfachen Betrage durch Kapitalzahlung
auf Antrag der Verpflichteten abgelöſt werden. Jn Anſehung der Kün-
digung und der Abſchlagszahlungen finden bei einer ſolchen Kapitals-
Ablöſung die Vorſchriften des J. 65 Anwendung. Die Rückſtände
müſſen mit vier Prozept jährlich verzinſt werden.

Titel XlI.Feſtſtellung der Normalpreiſe und Normal-Marktorte.
S. 67. Zur Feſtſtellung der Normalpreiſe und Normal Markt

Orte c. g8. 10, 12, 21, 23 bis 25, 30, 56) werden von der Ausein
anderſetzungs Behörde angemeſſene Diſtrikte beſtimmt. Für jeden ſol-
chen Diſtrikt wird eine Kommiſſion gebildet, welche aus mehreren,
nach H. 68 zu erwählenden ſachkundigen Eingeſeſſenen des Diſtrikts,
und Einem Abgeordneten der Auseinanderſetzungs Behörde beſteht.
Dieſe Kommiſſion macht, auf Grund der von ihr vorzunehmenden Er
mittelungen, der Auseinanderſetzungs Behörde Vorſchläge über die in
dem Diſtrikte zu bildenden Preisbezirke, über die Normalpreiſe für je-
den dieſer Bezirke, ſo wie über die anzunehmenden Normal-Markt-
Orte. Die Auseinanderſetzungs Behörde überreicht dieſe Vorſchläge
mit ihrem Gutachten dem Reviſions-Kollegium für Landeskulturſachen,
welchem die definitive Feſtſetzung über alle jene Gegenſtände obliegt.

J. 68. Bei der Wahl der aus den Diſtrikts Eingeſeſſenen zu ent
nehmenden Mitglieder der Kommiſſion iſt nach folgenden Regeln zu
verfahren 1) die Zahl dieſer Perſonen wird zur einen Hälfte von den
verpflichteten Grundbeſitzern, zur anderen Hälfte von den Berechtigten
gewählt; 2) umfaßt der Diſtrikt nur Einen landräthlichen Kreis, ſo
wird in jeder Gemeinde deſſelben, unter Leitung des Gemeindevorſtan
des, von den Beſitzern der mit Reallaſten behafteten Grundſtücke Ein
Wahlmann gewählt. Sämmtliche Wahlmänner des Kreiſes werden
alsdann von dem Kreisvorſtande zuſammenberufen, und unter dem Vor
ſie deſſelben erwählen die von ihnen Erſchienenen, je nachdem die
AuseinanderſetzungsBehörde es für erforderlich erachtet hat, Ein Mit
en oder Zwei für die Diſtrikts Kommiſſion. Die Berechtigten im

ler betragen.

reiſe dagegen erwählen, unter dem Vorſitze des Kreisvorſtandes, un

mittelbar eine eben ſolche Zahl von KommiſſionsMitgliedern; 3) um
faßt der Diſtrikt mehrere landräthliche Kreiſe, ſo wird in jedem der
ſelben ſowohl von Seiten der Verpflichteten, als der Berechtigten Ein
Mitglied für die Kommiſſion auf dem unter Nr. 2 bezeichneten Wege
erwählt 4) bei allen dieſen Wahlen genügt zur Entſcheidung die rela
tive Stimmenmehrheit; 5) die Prüfung und Beſtätigung der Wahlen
gebührt der AuseinanderſetzungsBehörde; 6) auf dieſe Behörde geht
auch das Recht zur Wahl der Kommiſſions Mitglieder für diejenige
Partei über, welche die Wahl verweigert oder ſonſt unterlaſſen hat.

S. 69. Von zehn zu zehn Jahren iſt in dem F. 67 bezeichneten
Wege eine Reviſion der feſtgeſtellten Normalpreiſe und NormalMarkt
orte vorzunehmen.

S. 70. Die Mitglieder der Diſtrikts-Kommiſſionen erhalten Reiſe
und Zehrungskoſten aus der Staatskaſſe. Die DiſtriktsEingeſeſſenen
haben wegen der behufs der Wahl der Mitglieder der Diſtrikts Kom
miſſionen gemachten Reiſen] und ſonſtigen Aüslagen keinen Anſpruch
auf Vergütigung.

S. 71. Jn der Regel kommen die Markt und Normalpreiſe desjeni
gen Bezirks zur Anwendung, in welchem der zur Ablieferung der Abgabe
oder der zur Leiſtung der Verpflichtung beſtimmte Ort belegen iſt. Jſt
dieſer nicht beſtimmt oder muß die Abgabe oder Leiſtung an verſchiedenen
Orten abgeliefert oder verrichtet werden, ſo kommen die Markt oder
Normalpreiſe desjenigen Bezirks zur Anwendung, in welchem das ver
pflichtete Grundſtück belegen iſt.

S. 72. Sollten in einzelnen Diſtrikten Abgaben und Leiſtungen, für
deren Ablöſung nach dem gegenwärtigen Geſetz Normalſätze feſtgeſtellt
werden ſollen, gar nicht mehr oder doch nur in ſehr geringem Umfang
vorkommen, ſo kann mit Genehmigung des Miniſteriums für landwirth
ſchaftliche Angelegenheiten in ſolchen Diſtrikten die Feſtſetzung von Nor
malpreiſen unterbleiben. Kommt es in ſolchen Diſtrikten auf eine Ab
ſchätzung an ſo erfolgt dieſelbe durch Schiedsrichter.

Dritter Abſchnitt.
Regulirung der gutsherrlich und baäuerlichen Ver-

hältniſſe behufs der Eigenthums-Verleihung.
H. 73. Die Vorſchriften dieſes dritten Abſchnittes treten an die Stelle

des Edikts vom 14. September 1811 über die Regulirung der gutsherrli
chen und bäuerlichen Verhältniſſe (Geſetzſammlung 1811. S. 281), ſo wie
des Geſetzes vom 8. April 1823 wegen Regulirung der gutsherrlichen und
bäuerlichen Verhältniſſe im Großherzogthum Poſen c. (Geſetzſ. 1823.
S. 49); ſie finden daher nur Anwendung in denjenigen Landestheilen, in
welchen das gedachte Edikt oder das gedachte Geſetz bisher gegolten haben.

J. 74. Der Regulirung behufs der Eigenthumesverleihung unterlie
gen alle ländliche, ihren Befitzern nicht zu Eigenthums, Erbzins- oder
Erbpachtsrechten zugehörenden Stellen welche entweder nach Maßgabe der
99. 626 u. ff. Titel 21. Th. l. Allg. Landrechts zur Kultur ausgethan
oder mit Abgaben oder Dienſten an die Gutsherrſchaft belaſtet ſind, bei-
derlei Stellen jedoch nur inſofern, als ſie entweder zu einem erblichen
oder dergeſtalt zu einem zeitweiſen Nutzungsrechte verliehen find daß im
Fall der Beſitzerledigung nach Geſetz oder Herkommen ihre Wiederbeſetzung
mit einem Wirthe erfolgte. Ein ſolches Herkommen iſt in der Regel bei
denjenigen Stellen anzunehmen, welche in den drei letzten Erledigungsfäl-
len in dieſer Art wieder beſetzt worden find. Alle dergleichen Stellen ſind
regulirungsfähig ohne Rückſicht auf Umfang und Beſchaffenheit (ob ſie
Ackernahrung oder Dreſchgärtnerſtellen u. ſ. w. mit Mühlen Schmieden,
Krügen verbunden find, oder nicht); ferner ohne Rückſicht darauf, wem
das Eigenthum zuſteht, und ob ſie auf bäuerlichen oder anderen Grund
ſtücken gegründet ſind. Ausgeſchloſſen von der Regulirung bleiben die durch
Vertrag in Zeitpacht gegebenen einzelnen Grundſtücke, ſo wie die den
Haus und Wirthſchaftsbeamten, Dienſtboten oder Tagelöhnern mit Rück-
ſicht auf dieſes Verhältniß zur Benutzung überlaſſenen Stellen und Grund-
ſtücke.

H. 75. Außer den im H. 74 bezeichneten Stellen ſind auch reguli
rungsfähig: a) im Großherzogthum Poſen, im kulm und michelauſchen
Kreiſe und im Landgebiet der Stadt Thorn diejenigen Stellen, welche
entweder als ſogenannte emphyteutiſche Güter auf beſtimmte Jahre oder
Geſchlechtsfolgen oder als Zeitpachtgüter beſeſſen werden beiderlei Arten
ohne Rückſicht darauf, ob ſie der Gutsherrſchaft dienſt- oder abgabenpflich-
tig ſind jedoch nur dann, wenn deren Beſitzer in Steuer oder ſonſtigen
amtlichen Verzeichniſſen Urbarien Präftationstabellen in Verleihungs-
briefen oder Kontrakten als Leute bäuerlichen Standes (Stan chlopski),
oder die Beſitzungen ſelbſt als ſolche, die von Leuten bäuerlichen Standes
beſeſſen werden mit gemein-provinziell- oder ortsüblichen Benennungen
bezeichnet ſind. Zu den Bezeichnungen dieſer Art gehören folgende Be
nennungen, und zwar in deutſcher Sprache: Bauer Halbbauer, Hüfner,
Halbhüfner, Meier, Halbmeier, Koſſäthen, Kothſaſſen, Gärtner, Danni
ker, Ratayer c. in polniſcher Sprache: chlop, kmiec, okubnik, pöl-
rolnik, pölownik, pöllauik, polslednik, chatuik, komornik, zagrod-
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wik, chalupnik 2c., in der Provinz Preußen die auf beſtimmte Jahre
oder Geſchlechtsfolgen verliehenen emphyteutiſchen Güter.

H. 76. Die Beſitzer derjenigen Stellen, welche nach Einführung des
Edikts vom 14. September 1811 oder nach Verkündung der Kabinets
Ordre vom 6. Mai 1819 (Geſetzſ. 1819. S. 153) in den betreffenden Lan
destheilen neu gegründet worden ſind, haben keinen Anſpruch auf Eigen-
thumsVerleihung nach dem gegenwärtigen Geſetze.

H. 77. Der Anſpruch auf Eigenthums Verleihung ſteht demjenigen
zu, der das zum Eigenthum zu verleihende Grundſtück aus eigenem Recht
beſitzt. Es haben daher z. B. Jnterims-Wirthe oder diejenigen welche
die Stelle vom eigentlichen Wirth gepachtet oder geliehen haben keinen
ſolchen Anſpruch. Von demjenigen, welcher das Grundſtück zur Zeit der
Verkündung des Geſetzes vom 9. October 1848 (Geſetzſ. 1848. S. 276)
aus eigenem Rechte beſeſſen hat, wird vermuthet, daß er der rechtmäßige
Beſitzer ſei. Bei den bisher nicht zu erblichen Rechten beſeſſenen Stellen
kann dieſe Vermuthung in Anſehung der aus der Zeit vor Verkündung des
gedachten Geſetzes herrührenden Anſprüche nur durch Urkunden entkräftet
werden.

H. 78. Jſt zur Zeit der Beſitz- Erledigung einer nach dem gegenwär-
tigen Geſetze noch zu regulirenden Stelle Niemand mehr vorhanden dem
ein Anſpruch auf EigenthumsVerleihung zuſtände, ſo hört die Verpflich
tung der Gutsherrſchaft zur Wiederbeſetzung der Stelle auf, und die Guts-
herrſchaft kann über die Stelle unbeſchadet der Rechte dritter Perſonen frei
verfügen.

79. Alle diejenigen welche auf Grund eines früheren oder des
gegenwärtigen Geſetzes Anſprüche auf regulirungsfähige, von ihnen oder
ihren Erblaſſern früher beſeſſene Stellen, oder Entſchädigungs- Anſprüche
wegen deren Entziehung herleiten wollen müſſen dieſe Anſprüche bis zum
1. Januar 1852 bei der Auseinanderſetzungs-Behörde des Bezirks, in wel
chem die Stelle liegt, anmelden, widrigenfalls ſie mit denſelben präklu-
dirt ſein ſollen. Jn der Provinz Poſen, in den mit Weſtpreußen wieder
vereinigten Diſtrikten des kulm und michelauiſchen Kreiſes, ſo wie in
dem Landgebiete der Stadt Thorn verbleibt jedoch die Beſtimmung des
H. 1 des Geſetzes vom 8. Februar 1846 (Geſetzſ. 1846. S. 219), wegen
der ſchon mit dem 1. Januar 1849 eingetretenen Präkluſion der Anſprü-
che früherer Beſitzer regulirungsfähiger bäuerlicher Stellen in Kraft. Auf
die im H. 2 des eben gedachten Geſetzes bezeichneten Stellen dagegen fin
det die oben beſtimmte, mit dem 1. Januar 1852 eintretende Prakluſion
Anwendung.

S. 80. Von dem Zeitpunkte ab, an welchem das gegenwärtige Geſetz
Geſetzeskraft erlangt, wird in Anſehung aller nach demſelben zu reguliren
den Stellen auch wenn deren Beſitzer noch vor erfolgter Regulirung ver-
ſterben, das Recht auf Regulirung dergeſtalt vererbt, als wenn die Stellen
ſelbſt bereits Eigenthum dieſer Beſitzer geweſen wären.

S. 81. Bei der Regulirung kommen in Betracht: a) An Rechten
der Gutsherrſchaft: 1) das Eigenthumsrecht, 2) die Hofwehr, 3) das
Recht auf Dienſte, Geld oder Natural Abgaben und Leiſtungen aller Art,
welche nach dem gegenwärtigen Geſetz ablösbar ſind b) an Rechten der
Stellenbeſitzer: 1) der Anſpruch auf Unterſtützung bei Unglücksfällen,
2) die Verpflichtung der Gutsherrſchaft, den Stellenbeſitzer, wenn derſelbe
unvermögend wird, bei den öffentlichen Abgaben und Leiſtungen zu vertre-
ten 3) die Verpflichtung der Gutsherrſchaft zum Aufbau und zur Repa-
ratur der Gebäude, ſo wie zur Verabfolgung von Bauholz, 4) ſämmtliche
nach dem gegenwärtigen Geſetze ablösbare Leiſtungen der Gutsherrſchaft.

g. 82. Bei der Frage über die zu der Stelle gehörigen Ländereien, ſo
wie über die derſelben gegen die Gutsherrſchaft zuſtehenden Berechtigungen
und obliegenden Verpflichtungen wird der zur Zeit der Verkündigung des
Geſetzes vom 9. Oktober 1848 (Geſetzſ. S. 276) vorhanden geweſene Beſitz-
ſtand als der rechtmäßige vermuthet.

S. 83. Ohne Entſchädigung dafür leiſten zu dürfen, erhält a) der
Stellenbeſitzer das Eigenthumsrecht und die Hofwehr (F. 81 a. 1. und 2.)
b) die Gutsherrſchaft die Befreiung von den Verpflichtungen zur Unter-
ſtützung in Unglücksfällen und zur Vertretung bei öffentlichen Abgaben und
Leiſtungen (S. 81 b. 1. und 2.).

S. 84. Der Werth der 8. 81, Iitt. b, Nr. 3 angegebenen Verpflich-
tung der Gutsherrſchaft zum Aufbau und zur Reparatur der Gebäude, ſo
wie zur Verabfolgung von Bauholz, muß nach dem jährlichen Durch-
ſchnittsbetrage dieſer Verpflichtungen abgeſchätzt und in Ermangelung einer
Vereinigung durch Schiedsrichter (S. 14) feſtgeſtellt werden.

S. 85. Der Jahreswerth der S. 81, h. 4 bezeichneten Verpflichtungen
der Gutsherrſchaft, ſo wie der S. 81, a. 3 angegebenen Verpflichtungen der
Stellenbeſitzer, wird nach den Vorſchriften des zweiten Abſchnitts des gegen
wärtigen Geſetzes ermittelt und einſchließlich des nach S. 84 feſtgeſtellten Be
trags abgelöſt. Die Vorſchriften des S. 63, nach welchen der Stellenbeſitzer
jedenfalls zu fordern berechtigt iſt, daß ihm ein Drittel des Reinertrags der
Stelle frei bleibe, finden auch auf die nach dem vorliegenden Abſchnitt zu
regulirenden Stellen jedoch mit der Modifikation Anwendung, daß hier der
Berechtigte ſich eine Verminderung ſeiner Abfindung auch in Anſehung der
hm gebührenden feſten Geldabgaben gefallen laſſen muß.

S. 86. Jn Anſehung der Grundgerechtigkeiten und anderer nach den
Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs Ordnung abzulöſenden Verhältniſſe,
bewendet es zwar (mit Ausnahme der S. 81 b. 3 gedachten Bauholz Ver
pflichtung) bei der Beſtimmung des S. 7. Es muß aber, wenn eine Regu-
lirung anhängig wird, die Auseinanderſetzung wegen jener Grundgerechtig
keiten und Verhältniſſe nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ord-
nung und zwar von Amts wegen erfolgen. Bei einer ſolchen Gemein-
heitstheilung können auch die keiner Gemeinheit unterliegenden Grundſtücke
einer nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Abſchnitts zu regulirenden
Stelle wider den Willen des Befitzers derſelben in den Auseinanderſetzungs-
plan gezogen und der Umlegung unterworfen werden.

S. 87. Das Eigenthumsrecht an der Stelle geht mit dem Termine,
an welchem die Regulirung ausgeführt wird, auf den Stellenbeſitzer über.
Dieſes Recht erſtreckt ſich auf die Stelle und deren Zubehör, zu welchem
letzteren auch das auf den Grundſtücken der Stelle ſtehende Holz zu rechnen
iſt. Die Ausführung der Regulirung iſt von der nach S. 86 zu bewirken
den Auseinanderſetzung unabhängig und darf durch letztere nicht aufgehal-
ten werden.

S. 88. Das Eigenthumckerecht des Stellenbeſitzers erſtreckt ſich auch auf
die Foſſilien, inſofern ſolche nach den Landes oder Provinzial Geſetzen dem
Eigenthümer des Bodens zuſtehen. Die von der Gutsherrſchaft vor Ver
kündung des gegenwärtigen Geſetzes aufgedeckten Kalk und Steinbrüche,
Mergel und Lehmgruben und Torfſſtiche verbleiben der Gutsherrſchaft
doch iſt dieſelbe verpflichtet, ſo lange ſie dieſe Benutzung fortſetzt, den Stel
lenbeſitzer für die ihm entgehende Benutzung der Bodenfläche zu ent-
ſchädigen-

S. 89. Die Gutsherrſchaft behält die ausſchließlich von ihr benutzten,
auf den Grundſtücken der Stelle befindlichen Gebäude, z. B. die zu Tage-
löhner- Wohnungen benutzten. Sie iſt aber verpflichtet ſich die Verſetzung
dieſer Gebäude auf ihren Grund und Boden gefallen zu laſſen, wenn der
Stellenbeſitzer ſolche verlangt und die Koſten dazu herzugeben bereit iſt.
Eine gleiche Verfetzung, und zwar auf Koſten der Gutsherrſchaft iſt der
Stellenbeſitzer zu fordern berechtigt, wenn die Gutsherrſchaft einen Neubau
dieſer Gebäude vornehmen will. Die Bauſtelle fällt, wenn eine Verſetzung
erfolgt, dem Stellenbeſitzer unentgeltlich zu.

S. 90. Mit der Anbringung der Provokation auf Regulirung hört die
Verpflichtung der Gutsherrſchaft auf, Verluſte an der Hofwehr zu erſetzen.
Dagegen dauern alle übrigen Verpflichtungen beider Theile bis zum Aus
führungs Termine fort.

Vierter Abſchnitt.
Allgemeine Beſtimmungen.

S. 91. Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt fortan nur die
Uebertragung des vollen Eigenthums zuläſſig. Mit Ausnahme feſter Geld-
renten dürfen Laſten, welche nach dem gegenwärtigen Geſetz ablösbar ſind,
einem Grundſtück von jetzt ab nicht auferlegt werden. Neu auferlegte feſte
Geldrenten iſt der Verpflichtete, nach vorgängiger ſechsmonatlicher Kündi-
gung, mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöſen berechtigt, ſofern nicht ver
tragsmäßig etwas Anderes beſtimmt wird. Es kann jedoch auch vertrags-
mäßig die Kündigung nur während eines beſtimmten Zeitraumes welcher
dreißig Jahre nicht überſteigen darf ausgeſchloſſeng, und ein höherer Ab-
löſungsbetrag als der fünfundzwanzigfache der Rente, nicht ſtipulirt werden.
Vertragsmäßige, den Vorſchriften dieſes Paragraphen zuwiderlaufende Be
ſtimmungen, ſind wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des ſon
ſtigen Jnhalts eines ſolchen Vertrages.

S. 92. Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtücke oder
einer Gerechtigkeit auferlegt werden kann künftig nur während eines be-
ſtimmten Zeitraumes, welcher dreißig Jahre nicht überſteigen darf aus
geſchloſſen werden. Kapitalien, welche auf einem Grundſtücke oder einer
Gerechtigkeit angelegt ſind und bisher ſeitens des Schuldners unkündbar wa-
ren, können von jetzt ab, ſobald dreißig Jahre ſeit ihrer Anlage verfloſſen
ſind, mit einer ſechsmonatlichen Friſt ſeitens des Schuldners gekündigt
werden.

93. Bei Zerſtückelung von Grundſtücken müſſen ſolche Reallaſten,
welche den Beſtimmungen des S. 64 unterliegen, entweder durch Kapital
oder nach den Vorſchriften des Geſetzes vom heutigen Tage über Errichtung
von Rentenbanken abgelöſt werden. Geſchieht dieſes nicht, ſo bleiben für
ſolche Reallaſten das Haupt grundſtück und die Trennſtücke in solidum
verhaftet. Dagegen iſt der Berechtigte hinſichtlich ſolcher Renten welche
den Beſtimmungen des 8. 64 nicht unterliegen (88. 53 bis 55, 65, 66 und
91) verpflichtet, ſich eine Vertheilung dieſer Renten auf die Trennſtücke,
nach Verhältniß des Werths derſelben gefallen zu laſſen. Er iſt jedoch zu
fordern berechtigt, daß diejenigen Renten-Beträge, welche nach der Ver-
theilung jährlich unter vier Thaler betragen, durch Kapitals Zahlung ſei-
tens des Pflichtigen abgelöſt werden. Der S. 2 des Edikts vom 14. Septem-
ber 1811, wegen Beförderung der Landes Kultur, wird aufgehoben.

H. 94. Auf Ablöſung oder auf Regulirung iſt ſowohl der Berechtigte
als der Verpflichtete anzutragen befugt.

S. 95. Die Provokation auf Ablöſung ſeitens des Berechtigten muß
0 ſtets auf die Ablöſung aller Reallaſten erſtrecken, welche für ihn auf
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den Grundſtücken deſſelben Gemeinde Verbandes haften. Sind mit den
Provokaten Grundbeſitzer einer anderen Gemeinde zum NaturalFruchtzehnt
oder zu Dienſten gemeinſchaftlich verpflichtet, ſo muß der Berechtigte ſeine
Provokation zugleich auch gegen die Grundbeſitzer dieſer Gemeinde hinſicht
üch aller auf deren Grundſtücken für ihn haftenden Reallaſten richten. Jn
denjenigen Landestheilen, in welchen der dritte Abſchnitt des gegenwärtigen
Geſetzes anwendbar iſt muß wenn der Berechtigte provozirt, der Antrag
zugleich auf Ablöſung und auf Regulirung in dem vorſtehend gedachten Um-
fange gerichtet werden. Die Provokation auf Ablöſung ſeitens des Ver
pflichteten muß ſich ſtets auf ſämmtliche, ſeinen Grundſtücken obliegende
Reallaſten erſtrecken. Die Zurücknahme einer angebrachten Provokation iſt
unzuläſſigt et 96. Jn Beziehung auf die Kommunal- Verhältniſſe und die Grund-

ſteuern treten außer den Vorſchriften des S. 66 durch die Ausführung des
gegenwärtigen Geſetzes keine Veränderungen ein. Es bleibt vielmehr die
Regulirung dieſer Verhältniſſe der künftigen Gemeinde Ordnung und den
Geſetzen über die Grundſteuern vorbehalten.

H. 97. Die Ablösbarkeit der Reallaſten, ſo wie die Regulirungsfähig-
keit der noch nicht zu Eigenthum beſeſſenen Stellen, iſt ohne Rückſicht auf
früher abgegebene Willens- Erklärungen, auf Verjährung oder früher er-
gangene Judikate, lediglich nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes
zu beurtheilen.

S. 98. Den bei einer Ablöſung oder Regulirung Betheiligten bleibt
es freigeſtellt, auch über eine andere Art der Auseinanderſetzung, als die
in den Abſchnitten II. und III. beſtimmte, ſich zu vereinbaren. Jnsbeſon
dere bleibt ihnen auch unbenommen, eine beſtimmte Abfindung in Land ver
gleichsweiſe feſtzuſtellen.

G. 99. Das gegenwärtige Geſetz findet, inſoweit nicht in demſelben
ausdrücklich eine Ausnahme angeordnet wird, auf vergangene Fälle keine
Anwendung. Es kann daher aus demſelben in Beziehung auf die nach Ab
ſchnitt J. ohne Entſchädigung aufgehobenen Abgaben und Leiſtungen weder
ein Einwand gegen Anſprüche auf Rückſtände noch ein Anſpruch auf Rück
forderung oder Entſchädigung hergeleitet werden.

g. 100. Jſt vor Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes in einer
Auseinanderſetzungs Sache die Ablöſung oder Regulirung in Anſehung al-
ler oder einzelner Berechtigungen ſo weit gediehen daß die Abfindung durch
Vertrag rechtskräftiges Erkenntniß, Anerkenntniß des Auseinanderſetzungs
Planes oder ſonſt rechtsverbindlich bereits feſtgeſtellt iſt, ſo kann hiergegen
aus dem gegenwärtigen Geſetze kein Einwand hergeleitet werden. Dagegen
ſind die Beſtimmungen dieſes Geſetzes auf alle noch nicht rechtsverbindlich
feſtgeſtellten Verhältniſſe anwendbar. Jſt aber in einer ſolchen Ablöſung
oder Regulirung ein Landtheilungsplan bereits ausgeführt wenn auch noch
nicht rechtsverbindlich feſtgeſtellt, ſo kann ſolcher auf Grund des gegenwärtigen
Geſetzes nicht mehr angefochten, ſondern der Ausgleichung wegen der nach
dieſem Geſetze zu berechnenden Abſindung nur in einer nach den Beſtim
mungen der Gemeinheitstheilungs Ordnung zu behandelnden Rente bewirkt
werden.

S. 101. Die Beſtimmungen des S. 95 finden auf alle noch anhängi-
gen Regulirungen und Ablöſungen Anwendung.

J. 102. Die Beſtimmungen des S. 47 ſind auf alle bereits anhängi-
gen Ablöſungen von Beſitzveränderungs Abgaben anwendbar, in welchen
die Abfindung noch nicht rechtsverbindlich feſtgeſtellt iſt (S. 100).

S. 103. Der Anſpruch auf die nach der Deklaration vom 29. Mai
1816 (G. S. 1816. S. 154) zu gewährende höhere als die NormalEnt-
ſchädigung fällt fort, wenn dieſe höhere Endſchädigung bei Verkündung des
gegenwärtigen Geſetzes nicht ſchon durch Vertrag, rechtskräftiges Erkennt-
niß Anerkennung des Auseinanderſetzungs Plans oder ſonſt rechtsverbind-
lich feſtgeſtellt iſt. Es bewendet in dieſem Falle, ſowohl dem Berechtigten,
als dem Verpflichteten gegenüber, lediglich bei der feſtgeſtellten Normal
Entſchädigung. Der Anſpruch auf geringere als die Normal-Entſchädi-
gung wird nach den Vorſchriften der bisherigen Geſetze erledigt; doch bleibt
auch hierbei der Art. 68 der Deklaration vom 29. Mai 1816 außer An
wendung.

H. 104. Der Termin zur Ausführung der Auseinanderſetzung wird,
wenn die Jntereſſenten ſich über denſelben nicht vereinigen, durch die Aus-
einanderſetzungsbehörde beſtimmt.

S. 105. Die Koſten der Regulirungen und Ablöſungen, ausſchließlich
der Prozeß Koſten, ſind zur einen Hälfte von den Berechtigten, zur ande-
ren Hälfte von den Verpflichteten zu tragen. Mehrere Berechtigte oder
mehrere Verpflichtete haben zu den ſie betreffenden Koſten nach Verhältniß
des Werths der abgelöſten Reallaſten und Gegenleiſtungen beizutragen.

S. 106. Die Koſten in noch anhängigen Auseinanderſetzungen und
Prozeſſen über Berechtigungen, Abgaben und Leiſtungen, welche in Folge
der Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes unentgeltlich wegfallen, wer
den, inſoweit ſie nicht bereits bezahlt ſind, niedergeſchlagen.

S. 107. Außerdem behält es in Anſehung der Verbindlichkeit zur Ent
richtung der Koſten ſo wie des Koſtenweſens in Auseinanderſetzungs Sa-
chen überhaupt ferner in Anſehung der Rechte dritter Perſonen (z. B. der
Realberechtigten und der Hypothekengläubiger) der Kompetenz und Wirk

ſamkeit der Auseinanderſetzungs Behörden und des Verfahrens in Ausein-
anderſetzungs Sachen vorläufig bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmun-
gen und den hierauf bezüglichen Vorſchriften der oben im S. 1 bezeichneten
bisherigen Geſetze ſein Bewenden, inſoweit nicht durch die Beſtimmungen
des gegenwärtigen Geſetzes, ſo wie des Geſetzes vom heutigen Tage über die
Errichtung von Rentenbanken Abänderungen eingetreten ſind.

S. 108. Mit dem Zeitpunkt der Verkündigung des gegenwärtigen Ge
ſetzes verliert das Geſetz vom 9. Oktober 1848: betreffend die Siſtirung
der Verhandlungen über die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen
Verhältniſſe, und über die Ablöſung der Dienſte, Natural und Geld
Abgaben, ſo wie der über dieſe Gegenſtände anhängigen Prozeſſe“ (Geſ.
S. 1848. S. 276), in Anſehung aller derjenigen Verhandlungen und Pro
zeſſe ſeine Wirkſamkeit, welche Rechtsverhältniſſe zum Gegenſtande haben,
die nach dem gegenwärtigen Geſetz geordnet werden ſollen. Ebenſo kommen
die Beſtimmungen der durch H. 1 nicht aufgehobenen Geſetze, inſoweit ſie
den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes entgegenſtehen oder ſich mit den
ſelben nicht vereinigen laſſen, von dem gedachten Zeitpunkt an nicht ferner
zur Anwendung.

S. 109. Die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes in dem Regie-
rungsbezirk Stralſund wird der General Kommiſſion zu Stargard über-
tragen. Es kommen hierbei, in Beziehung auf das Verfahren, das Koſten
weſen und die Rechte dritter Perſonen, dieſelben geſetzlichen Vorſchriften zur
Anwendung welche in dem bisherigen Geſchäfts Bezirk der gedachten Be
hörde gelten.

Beglaubigt:
CL.. S.)

Für den Miniſter für land wirthſchaftliche Angelegenheiten.
Jm Allerhöchſten Auftrage

von Manteuffel.

Deutſche Nationalverſammlung.
Frankfurt, den 3. Mai.

Die Sitzung wird um 92 Uhr eröffnet. Auf der Miniſterbank:
Miniſterpäſident v. Gagern,, Finanzminiſter v. Beckerath.

Der Vorſitzende verlieſt einen Oringlichkeitsantrag des Abg. Sepp:
Die Nationalverſammlung wolle endgültig beſchließen 1) die ſämmt
lichen 29 deutſchen Fürſten, welche durch ihre eingereichte Unterwerfung
unter den nominellen Erbkaiſer ihre Ohnmacht und Entbehrlichkeit zur
Genüge eingeſtanden und bereits factiſch zu regieren aufgehört haben,
ſofort zu mediatiſiren, ihre Länder an die Königreiche Sachſen, Han
nover und Bayern gleichmäßig zu vertheilen, ſo, daß den vorhandenen
Geoßmächten keine neue Gebietserweiterung zukomme; (Heiterkeit.)
2) das Directorium als die zur Zeit einzig mögliche Form der Eentral
gewalt unter den übrigbleibenden Regenten aufzurichten damit nicht
die Directorialregierung durch die deutſchen Fürſten octroyirt, und die
Nationalverſammlung daneben in ihrem Fortbeſtande gefährdet werde,
oder (Heiterkeit.) 3) unverrichteter Dinge auseinanderzugehen und die
Verantwortung der jetzigen Lage von der Majorität auf die Häupter
derjenigen zu wälzen, welche durch die Verhetzung zur Kaiſerwahl ohne
zuvörderſt von der Annahme der Reichskrone ſich verſichert zu haben,
die Nationalverſammlung ſo furchtbar compromittirten und der rothen
Republik Thür und Thore öffneten. Der Antrag geht an den Ausſchuß

Reichsminiſterpräſident von Gagern erhält hierauf das Wort:
Die verfaſſunggebende Reichsverſammlung hat am 26. vorigen Monats
in ihrer 207. Sitzung folgende Veſchlüſſe gefaßt: (ſind bekannt.) Die
proviſoriſche Centralgewalt hat zur Vollziehung dieſer Beſchluſſe Be
vollmächtigte nach Berlin, München Dresden und Hannover abge
ordnet. Jch habe heute nur einen kurzen vorläufigen Bericht des
Bevollmächtigten nach München und ein vertrauliches Schreiben des
Bevollmachtigten nach Berlin erhalten. Dieſe Schreiben enthalten bis
jetzt noch keinen Stoff, der mich veranlaſſen könnte, einen deſinitiven
Bericht über die Auflage der Nationalverſammlung an die Centralge-
walt vorzulegen. Es iſt jedoch in dem Schreiben des Bevollmächtigten
nach Berlin angedeutet, daß am heutigen Tage wichtige Entſchließun-
gen der preußiſchen Regierung bekannt gemacht werden wurden. Der
Jnhalt iſt mir nur im Allgemeinen angedeutet und iſt der Art daß
das Miniſterium Sie erſuchen muß, ihm Zeit zu geben, den Gegen-
ſtand in reife Erwägung zu ziehen, um darüber der hohen Verſamm-
lung weitere Vorlagen machen zu können. Jch bitte Sie daher auch
im Namen des Miniſteriums die heutige Sitzung ſobald als möglich
zu ſchließen und auf einen der nächſten Tage eine neue anzuberaumen.
Der Vorſitzende meldet hierauf, daß in Betreff der Aufloſung der ſäch
ſiſchen Kammern mehrere Dringlichkeitsanträge vorliegen.

Eiſenſtuck trug darauf an die Auflöſung der ſächſiſchen Kammern
als eine verderbliche Maßregel zu bezeichnen und der Centralgewalt auf
zugeben, das Land zum geſetzlichen Widerſtande gegen dieſe Maßregel auf-
zufordern. Aehnliche Anträge auch in Bezug anderer deutſchen Staaten
ſtellten Roßmäßler Zell und Hartmann aus Sachſen.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Am 17. März d. J. Abends zwiſchen
7 und 8 Uhr ſind auf der Straße zwiſchen
Döllnitz und Burgliebenau an der
der Gemeinde Döllnitz gehörigen An
pflanzung 61 Stück Sauerkirſchbäume von
Frevlerhand abgeſchnitten und umgebrochen
worden ohne daß bis jetzt der Thäter zu
ermitteln geweſen.

Jch bringe dies hiermit zur öffentlichen
Kenntniß mit dem Bemerken, daß mei-
nem Antrage gemäß von Königl. Regie
rung auf die Entdeckung dieſes Frevlers
eine Präämie von

funfzig Thalern
für denjenigen ausgeſetzt iſt, der den Thä
ter ſo bezeichnet, daß er zur Unterſuchung
und Beſtrafung gezogen werden kann.

Halle, den 30. April 1849.
Der Landrath des Saalkreiſes.

v. Baſſewittz.

Der Verein der Aerzte und Apotheker
m Regierungsbezirk Merſeburg ver-

ſammelt ſich am 10. Mai e. früh
10 Uhr im Thüringer Bahnhof
zu Halle.

Halle, den 5. Mai 1849.
Dr. Hertzberg.

Heute Sonntag d. 6. Mai Tanzvergnügen
und Geſellſchaftstag, wozu ganz ergebenſt

einladet Hübner,
auf dem Weinberg zu Beuchlitz.

Auf dem Wege nach dem Jrrenhauſe
iſt eine Pferdedecke verloren worden. Der
Finder wird gebeten, dieſelbe Fleiſcher
gaſſe Nr. 1148 abzugeben.

Die Wehrmaänner der 7. Bürgerwehr-
Compagnie wollen ſich nächſten Montag
Abends 62/, Uhr möglichſt vollſtandig mit
Waffen und Binde im Apollogarten ein
ſtellen. F. A. Nebert.

Eine Partie von 60 Stuück zweijähri-
gen Zuchtſchafen, geſund und reichwollig,
ſteht zum Verkauf auf dem Rittergute
Wernsdorf bei Merſeburg.

Concert
heute, Sonntag den 6. d. M., im Saale
des Thüringer Bahnhofes von der San-
gergeſellſchaft Kieter, Seitz, Müller,

Beinlich.
er

Eine kleine Stube, hinten heraus, mit
Meubles und Bett, iſt ſogleich billig zu
vermiethen Schulberg Nr. 101.

Bienen- Verein
in Weſtewitz den 10. Mai. D. V.
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Groſte Auetion von eleganten u. geringen
Kleidungsſtücken u. Mobilien.

Montag den 7. d. M. u. folg. Tage jedes Mal Nachmitt. 13/, Uhr ſollen we-
gen Domicilveränderung des Kleider Magazin Jnhabers Herrn Hartig, Leipziger-
ſtraße Nr. 396 hier, 100 Stuück div. feine, nach der neueſten Mode gearbeitete
Röcke, Ueberzieher, Paletots, Leib-, Sommer und Schlafröcke, 600 Paar Bein-
kleider von div. feinen u. geringen Sommer- u. Winterſtoffen, 300 Stuück div.
Sammet, Seiden, Piqué u. Tuch-Weſten, ferner Sekretair, Sopha, Spie-
gel, Tiſche, Pulte, Stühle, Bettſtellen, Betten, Haus u. Wirthſchaftsgerathe
meiſtbietend gegen gleich baare Zahlung verkauft werden. J. H. Brandt,

Auct.-Commiſſ. u. Taxator.

km ZDZ]Jm Verlage der Unterzeichneten iſt ſo eben erſchienen und in Halle in der
Schwetſchke'ſchen Sort.- Buchh. (C. E. M. Pfeffer) ſo wie in allen andern
dortigen Buchhandlungen zu haben

Geſchichte der Preußiſchen Kammern.
Von

Ferdinand Fiſcher,
Abgeordneten zur erſten Kammer.

Thronrede. Geſchäftsordnung.
Kammer.

5

Erſtes Heft. Adreſſe der erſten
gr. 8. geh.

hier aufhalten wird, erbietet ſich, Por Nacke.traits zu zeichnen und in jeder Art zu
malen. Wohnung: Gaſthof zur StadtWien, Nr. 7. Maitranku dem Quetz ſtehen drei täglich friſch von reinem Mo-
ette Kühe zum Verkauf. ſelwein e r den

feg- Jahre à Vout. 7Paradies Garten. Friedr. Kühl.
regelmäßig alle Dienstage Concert eſtatt. Änfang 6 ühr. 1846r Moſelwein,

à Bout. 7 kann beſtens empfehlenStadtmu ſikchor.

Friedr. Kühl.
Zweite Compagnie.

Montag, den 7. d. M. Abends 6'!/,
Uhr Gewehr Reviſion im Reſidenzhofe,
und müſſen alle Gewehre zur Stelle ſein.

Politz.

Gute ſtarke Kümmelpflanzen verkauft
Ziemann in Gorsleben.

en

Zuckerrübenkern, ſowie 15 Schock
Stroh, langes Roggen- und Ger-
und Haferſtroh, verkauft

Plier in Quillſchöna.

Fr. Lange, geprüfter und ſelbſt an n e n nBrüchen leidender Bandagiſt, gr. Ulrichs- Eine perfekte Köchin ſucht ſogleich Frau
ſtr. Nr. 66, empfiehlt Bandagen jeder Art. Hartmann, Leipziger Thor Nr. 1595.

darau
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Seegras
in gepressten Ballen, schön trocken und
frei von Staub und Sand, empfingen und
empfehlen am billigsten

C. F. Mitreuter Co.

Beng. Reis
haben wiederum ein Pöstchen heranbe-
kommen in vorzüglicher Qualität; wir
offeriren von demselben

13 t für 1
à t 2

ergebenst.

Von reinen indischen

VierStettimer Fabrikate, empfingen
ein Partiechen und empfehlen in Broden
und als Farine den geehrten Consu-
menten und versprechen billigste Noti-
rung.

Chocoladen- und Cacao-VFabrikate, aus der bekannten Fa-
brik von Jordan Timaeus in
Dresden halten stets vorräthig und
verkaufen dieselben zum PFabrikpreise.

Unser vollständig assortirtes

Cigarrenliager
empfehlen wir geneigter Berüecksichtigung;
es bietet eine vollständige Auswahl ümm-
portürter Hamburger u. Rre-
mer Cigarren, die wir den Her-
ren Rauchern als etwas Schönes empfeh-
len können. Unser Lager von reinem
Pfälzer Vabrikate in nobler
Verpackung und völlig abgelagert em-
pfehlen wir zu sehr billigen Preisen,
und machen Restaurateurs und Händler
darauf aufmerksam.

VFräsche Citronensäure of-
keriren wir hbilligst.

KIleesaamen roth, so wie
Zuckerrüibenkerne, roth und
weiss, in neuer bester Oualität, verkau-
fen unter Garantie für Güte am billigsten

C. F. Mitreuter Co.,
Ober- Leipziger Strasse Nr. 1649.

Jn der Schwetſchkeſchen Sort.
Buchh. (Pfeffer) in Halle iſt zu
haben

Predigt des Paſtor Große über
Jerem. Cap. 7. V. 23, gehalten
den 18. März 1849 in der Schloßkir
che zu Bernburg. Zum Beſten der
Wittwen und Waiſen der am
16. März 1849 Gebliebenen.

8. geh. Preis 2

Mittwoch, den 9. Mai, Singverein
in Niemberg.
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Anzeige.Der Wahlverein hat in ſeiner Sieg vom 4. Mai beſchloſſen, ſich fortan
Deutſcher Verein zu nennen. Seine nächſte Sitzung findet Montag den 7. Mai
im Saale des Rathskellers Statt.

Halle, den 5. Mai 1849. Der Vorſtand.
Bekanntmachung.

Eine Aenderung in dem Fahrplan der Magdeburg-Leip-
ziger Bahn hat, um den dadurch verlorenen Anſchluß von Leip-
zig nach Eiſenach wieder zu gewinnen nachſtehende Abänderungen
in unſerem Fahrplan vom 20. April e. nöthig gemacht, die mit

dem 8. Mai ins Leben treten.
1) Der lſte Zug verläßt Halle um 6 Uhr Morgens, iſt Güterzug, geht nur

bis Erfurt und kommt dort 10 Uhr an.
2) Der 2te Zug fährt in Halle Punkt 9 Uhr ab, iſt Eilzug und trifft präcis

21/, Uhr zum Anſchluß an die Courierpoſt nach Frankfurt a/M. in Eiſe-
nach ein.

3) Der Morgenzug von Weimar geht ſtatt 5 Uhr erſt 5 Uhr nach Eiſenach ab.
Der Anſchluß von Leipzig her in Halle iſt alſo ebenſo für den erſten Per-

ſonenzug, der um 72/, Uhr dort ankommt, als für den Güüterzug, der um 88/, Uhr
eintrifft, gegeben.

Das Weitere beſagen die Anſchläge auf unſeren Bahnhoöfen.
Erfurt, den 4. Mai 1849.

Die Direction der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft.

Gr maämia,
Hagel-Verſicherungs- Geſellſchaft zu Berlin.

Obige Geſellſchaft iſt auf Gegenſeitigkeit und ungehemmte Selbſtverwaltung ge
gründet. Sie hat mit der im Jahr 1847 durch Miniſterial-Reſcript vom 10. Mai
landespolizeilich beſtätigten Deutſchen Hagel- Verſicherungs- Geſellſchaft
für Gärtnereien zu Berlin, bei völlig geſonderter Buch und Kaſſenführung,
eine gemeinſchaftliche Direktion und Verwaltung, und trägt zu den allgemeinen,
beide Geſellſchaften betreffenden Verwaltungs- und Betriebskoſten im Ver-
hältniß des verſicherten Kapitals bei. Die hierdurch bedingte Billigkeit der Ver
waltung, die Beſchränkung der Nachſchuß-Verbindlichkeit auf die einfache Prä-
mie, und die maßigen Sätze des Tarifs, naämlich:

a) fur Halm- und Hülſenfrüchte
b) Oel- und Handelsgewächſe 1

Tabak 4von jedem Hundert der Verſicherungsſumme, empfehlen den Herren Landwirthen
dieſe Geſellſchaft zur Verſicherung aller Gattungen von Feldfrüchten.

Der Unterzeichnete, bei welchem die Statuten gratis ausgegeben werden,
nimmt Anmeldungen bis zu 100 A herab an und fertigt die Verſicherungs For
mulare und Polizen ſofort aus. Schreiber,Halle a/S. am 6. Mai 1849. General-Agent fur die Provinz Sachſen.
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Franz Laage (Firma: Ferd. Schrader K Comp., kl. Berlin Nr. 416),
bevollmächtigter Agent für Ed. Jchon in Bremen.

Auswanderern nach Amerika dient zur Nachricht, daß ich ermachtigt bin, un
geachtet der Blockade Schiffscontracte zu den billigſten Preiſen abzuſchließen
und fur die ſichere, ungefährdete und prompte Beförderung mit neutralen
Schiffen einſtehe.

Die Erneuerung der Looſe zur Aten
Klaſſe 99ſter Lotterie muß bis zum 19.
d. M. geſchehen, worauf ich die Jntereſ
ſenten hierdurch aufmerkſam mache. Kauf
looſe ſind noch zu haben.

Der Königl. Lotterie Einnehmer
Lehmann in Halle a/S.

Bekanntmachung.
Es ſtehen 50 Stück Schaafe Zuchtvieh

von allen Sorten in beſtem Zuſtande, vor
züglich wollreich, mit oder ohne Wolle, in
Ober- Teutſchenthal zu verkaufen.
Reflektirende haben ſich beim Huthmann
Wendler zu melden.

l



Badeanzeige.
Vom 15. d. M. ab wird von den un-

terzeichneten Halloren ſowohl die ehema-
lige Militair Schwimm-Anſtalt, als auch
der öffentliche Badeplatz hinter der golde-
nen Egge eröffnet und Schwimmunterricht
nach der neueſten Methode ertheilt.
Chr. Teller. Chr. Bandermann.

D. Moritz. A. Bandermann.

Tivoli- Theater in Halle.
Sonntag den 6. Mai von Nachmittags

2 Uhr ab werden die feſten Platze an die
geehrten Abonnenten auf dem Platze des
Tivoli Theaters vergeben.

Donnerstag den 17. Mai findet bei
günſtiger Witterung die erſte Vorſtellung

ſtatt. E. Bredow.
Von jetzt an wird in meiner Brauerei

jeden Montag und Donnerstag Breihahn
und jeden Dienstag, Freitag und Sonn-
abend Braun wBier verkauft.

Wilhelm Rauchfuß,
kleiner Berlin Nr. 415.

Anerbieten.
Ein norddeutſches Handlungshaus ſucht

Agenten, welche eine ausgebreitete Bekannt-
ſchaft beſitzen, um für ein courantes und
lucratives Geſchaft, das an allen Orten
betrieben werden kann zu wirken un-
ter ſehr vortheilhaften Bedingungen es
wird mehr auf Rechtlichkeit und Prompt-
heit geſehen als auf kaufmänniſche Kennt-
niſſe. Reflectirende belieben gefaälligſt ihre
Adreſſe mit genauer Angabe des Wohnor-
tes frankirt und mit G. I. bezeichnet in
der Expedition dieſes Blattes einzureichen.

Dem geehrten hieſigen und auswartigen
Publikum mache ich hierdurch ergebenſt be
kannt, daß mit der am 8. Mai ſtattfin
denden Eröffnung des Bades Wittekind
auch wieder die table d'hote beginnt, ne-
benbei aber auch täglich à la carte ge-
ſpeiſt werden kann. Außer der täglichen
Morgen Muſik von 6 bis 83 Uhr ſind
die feſtſtehenden Concerttage im Bade
Sonntag, Mittwoch und Freitag, an wel-
chen Nachmittagen auch die neu angelegte
Fontaine ſpringen wird.

G. Lüttig,
Reſtaurateur des Bades Wittekind

bei Giebichenſtein.

Gaſthofs- Verkauf.
Ein Gaſthof bei Leipzig mit mehreren

Realrechten und 60 Areal guten Feldern,
Wieſen und Holz, an frequenter Lage,
ſoll mit wenig Anzahlung verkauft wer-
den. Nähere Auskunft pr. Adr. N. N.
poste restante franco Leipzig.

16
Für einen mit den nöthigen Schulkennt-

niſſen verſehenen jungen Mann wird in
der Apotheke des Waiſenhauſes die Stelle
eines Lehrlings offen. Das Nähere theilt

mit Hornemann.
Auf dem Rittergute der Rothehof

bei Schloßheldrungen ſollen
den 5. Juni d. J. und folgende Tage

einige Kutſchwagen, Schlitten, Geſchirr,
Meubles, Hausgerathe, Waſche, Feder-
betten, Roßhaarmatratzen, Kleidungsſtücke
und verſchiedene andere Gegenſtände offent-
lich meiſtbietend gegen gleich baare Bezah-
lung verſteigert werden und beſagen die
am Verſteigerungsorte zu erhaltenden dies-
fallſigen Kataloge das Naähere.

Adelheid Mehler.

Turnverein.
Montag, den 7. Mai, Abends 7 Uhr

Verſammlung im Turnlokal zur Beſtim-
mung der Turnſtunden.

Dieter. Keilhak. Haſſe. Lindner.

geräucherte Kalbskeulen von 30 bis 40
ſchwer, desgl. einen ſehr ſtarken Transport
Rauchfleiſch in ganz vorzuglicher Waare,
beides halte ich ſtets roh und abgekocht.
Von der Schönheit dieſer Waare mache
ich ein hochgeehrteſtes Publikum aufmerk-

ſam. F. Eppner.
Die erſten Stralſunder Bratheringe em-

pfing F. Eppner.
Marinirten Lachs empfiehlt

F. Eppuer.
Eine Partie Stickmuſter zu ſehr billi-

gen Preiſen empfiehlt
H. W. Schmidt,

Ranniſche Straße Nr. 497.

Brennholz- Auction.
Sonntiag, den 13. Mai, Nachmittags

1 Uhr ſollen bei Domnitz am Pfingſt-
anger mehrere Weiden, Rüſtern, Pappeln
und Ellern meiſtbietend verkauft werden.

Das Neueſte in Spazierſtöcken
in reichhaltiger Auswahl empfiehlt

F. E. Spieß
in der alten Poſt.

Cigarrenpfeifen und Spitzen
von Cocus, echtem Weichſel, Bern
ſteinſpitzen mit Meerſchaum und
diverſe andere neue Sorten empfiehlt bil-

ligſt F; E. Spießin der alten Poſt.

Mühlen- Verkauf.
Die dem Mühlenbeſitzer G. Hahne-

mann in Groß-Paſchleben bei Cö
then zugehörige, nahe beim Dorfe belegene
Windmühle, welche nicht lange erſt neu
erbauet iſt, mit 2 Mahlgangen, einem
deutſchen und einem Cylindergang, Wohn
haus und Wirthſchaftsgebaäauden, 1 Mor-
gen Garten 1 Morgen Wieſe, Mor-
gen 2 Ackerflecke, 6 Morgen Acker c. bin
ich beauftragt, oöffentlich meiſtbietend zu
verkaufen, und habe hierzu Termin auf

Sonntag den 13. Mai d. J.
Nachmittags um 3 Uhr im Gaſthofe zu

Groß-Paſchleben
anberaumt, wozu ich Kaufliebhaber erge-
benſt einlade. Die Bedingungen liegen
im Termine ſelbſt, ſo wie in meiner Woh-
nung in Cöthen, Neumarkt Nr. 623a,
zur gefälligen Einſicht bereit.

Noch wird bemerkt daß bedeutende
Holznutzungen bei dem Grundſtücke ſind.

Cöthen, den 1. Mai 1849.

Werner und Gebhardt.

Echte Aſtrachan-Schoten-Erb-
ſen, ſchonſte Catharinen-Pflaumen, ſehr
ſüße böhmiſche Pflaumen, Braunſchweiger
Mumme, bairiſches Lagerbier und bairi-
ſchen Malzzucker empfiehlt billigſt

Carl Brodkorb.
e a

Auf dem Rittergute Großkaina bei
Merſeburg ſtehen 2 ſehr ſchöne fette Och-
ſen zum Verkauf.

v e

FamilienNachrichten.
Entbindungs- Anzeige.

Die heute Morgen gegen neun Uhr
erfolgte ſchnelle und glückliche Niederkunft
meiner geliebten Frau Amalie, geborne
Schlemmer, von einem geſunden Toch-
terlein zeige ich hierdurch entfernten Freun-
den und Bekannten ergebenſt an.
Beeſenlaublingen, den 3. Mai 1849.

Gottlob Schwen, Past. subst.

Todes- Anzeige.
Geſtern ſtarb nach langen und ſchweren

Leiden ſanft und gottergeben unſer theu-
rer Gatte und Vater, der Prediger zu
Obhauſen-Petri, F. W. Faber, im
61. Lebensjahre. Dieſe ſchmerzliche Kunde
hierdurch allen Freunden und Verwandten,
mit der Bitte um ſtilles Beileid, von

den tiefgebeugten Hinterbliebenen
Philippine, verw. Faber, als Gattin,
Antonie Faber, als einzige Tochter.

F. Wendler, Geſchafts- Agent.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Obhauſen-Petri, d. 4. Mai 1849.

So eben empfing aus Hamburg

l
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